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1  Einleitung 

Traditionell zählt die Steuerpolitik zum zentralen Politikfeld von Wahlkämpfen.  Insbesondere 

positionieren  sich die Parteien mit  ihren Vorstellungen  zur Besteuerung des Einkommens  im 

Wettbewerb um die Gunst der Wähler.  Im Vorfeld der  im September anstehenden Wahl zum 

18. Deutschen Bundestag  ist dies nicht anders. Es drängt sich sogar der Eindruck auf, dass die 

Finanz‐ und Wirtschaftskrise die  „Gerechtigkeitsfrage“ verschärft hat, weil  zusätzlich  zur  fun‐

damentalen  Frage  eines  „gerechten“  Maßes  staatlicher  Umverteilung  von  Ressourcen,  die 

durch die Einkommensteuer bewirkt werden soll, diesmal zusätzlich die Frage kontrovers disku‐

tiert wird, wer welchen Teil der durch die Krise hervorgerufenen fiskalischen Lasten tragen soll. 

Die wirtschaftliche Lage,  in der der aktuelle Wahlkampf geführt wird, unterscheidet sich fun‐

damental von der im Sommer des Krisenjahres 2009. Deutschland hat aus heutiger Perspektive 

trotz der erheblichen Belastungen, die der wirtschaftliche Einbruch des Jahres 2009 mit einem 

Rückgang des Bruttoinlandproduktes um 5,1% mit  sich brachte, und  trotz beträchtlicher Auf‐

wendungen  zur Stabilisierung des Bankensektors die Krise  im Vergleich zu  fast allen anderen 

Ländern der EU sehr gut überwunden. In den Jahren 2009 und 2010 hatte der Staat mit –3,1% 

bzw.  ‐4,3%  in  Relation  zum  Bruttoinlandsprodukt  hohe  Finanzierungssalden  hingenommen. 

Dazu  trugen neben dem Wirken der automatischen Stabilisatoren zwei kreditfinanzierte Kon‐

junkturprogramme und Aufwendungen  im  Zusammenhang mit der  Finanzmarktstabilisierung 

bei.1 Bereits 2011 konnte die gesamtstaatliche Defizitquote aber bereits wieder auf 0,8% redu‐

ziert werden  und  im  vergangenen  Jahr wurde wieder  ein  leichter  Haushaltsüberschuss  von 

0,2% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt erreicht. Dabei wiesen allerdings die Haushalte des 

Bundes und der Ländergesamtheit noch nennenswerte Defizite auf, während insbesondere die 

Sozialversicherungen Überschüsse erzielten. 

In diesem  Jahr dürfte  sich die  Lage der öffentlichen Haushalte wenig  verändern.2  Für  2014 

wird aber wieder ein Haushaltsüberschuss erwartet. Der Bund wird dabei nach der aktuellen 

Planung die Vorgabe der Schuldenbremse bereits 2014 einhalten ‐ und damit zwei Jahre vor der 

im Grundgesetz  festgeschriebenen Frist. Angesichts der günstigen Rahmenbedingungen dürf‐

ten auch die Länder ihre (strukturellen) Fehlbeträge weiter reduzieren, bis auf wenige Ausnah‐

men werden sie die Vorgaben der Schuldenbremse (struktureller Haushaltsausgleich spätestens 

im Jahr 2020) sicher erreichen. Die Gemeinden wiesen insgesamt bereits im vorangegangenen 

Jahr  einen Überschuss  ihrer Haushalte  auf,  bei  allerdings  beträchtlichen Unterschieden  zwi‐

schen den einzelnen Kommunen. 

Auch wenn trotz der positiven gesamtstaatlichen Entwicklung die Haushalte einzelner Länder 

und  insbesondere Gemeinden noch größere Fehlbeträge aufweisen, so belegen vor allem die 

hohen Steuereinnahmen, die der Staat nach dem Krisenjahr 2009 aufgrund des hohen Wirt‐

schaftswachstums  realisieren  konnte,  dass  man  für  Deutschland  insgesamt  keinesfalls  ein 

grundlegendes Einnahmenproblem diagnostizieren kann.3  Im Gegenteil: Die Steuereinnahmen 

                                                            

1 Zu den Folgen der Finanz‐ und Wirtschaftskrise  für den Staatshaushalt  siehe auch Döhrn und Geb‐
hardt (2013). 

2 Das RWI ging in seiner Frühjahrsprognose von einem gesamtstaatlichen Finanzierungsdefizit in Höhe 
von 0,2% in Relation zum Bruttoinlandsprodukt aus (Döhrn et al. 2013: 74‐80), die Gemeinschaftsdiagno‐
se  erwartet – bei  einer  etwas optimistischeren Einschätzung des Wirtschaftswachstums –  einen annä‐
hernd ausgeglichenen Haushalt (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2013: 43‐45). 

3 Siehe hierzu auch RWI‐Projektbericht (2012), Stellungnahme zum Nachtragshaushalt 2012 des Bundes 
für den Haushaltsausschuss des Bundes. 
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erreichten 2012 ein Rekordniveau von 600 Mrd. €; seit dem krisenbedingten Einbruch sind sie 

rascher  gestiegen  als  das  nominale  Bruttoinlandsprodukt.  Die  Steuerquote  erreichte  2012 

(nach  finanzstatistischer  Abgrenzung) mit  22,7%  in  Relation  zum  Bruttoinlandsprodukt  den 

höchsten Wert  seit  der Wiedervereinigung. Der Arbeitskreis  Steuerschätzungen  erwartet  bis 

zum  Jahr  2017  einen weiteren Anstieg der  Steuereinnahmen  um  rund  100 Mrd. €  auf  einen 

Gesamtbetrag von über 700 Mrd. €4 

Wie nicht anders zu erwarten ist, wird die aktuelle Finanzlage Deutschlands und der Ausblick 

für die kommenden Jahre  in den  in dieser Studie analysierten Wahlprogrammen der Parteien 

sehr unterschiedlich bewertet. Die Regierungsparteien CDU/CSU und FDP beschreiben die Ent‐

wicklung  sehr  positiv  und  teilen  die  oben  getroffene  Einschätzung,  dass  in  den  öffentlichen 

Haushalten  in  Deutschland  kein  grundsätzliches  Einnahmeproblem  vorliegt,  das  durch  eine 

Erhöhung  bei  bestehenden  Steuern,  durch  eine Wiederbelebung  der  Vermögensteuer  (oder 

Einführung einer Vermögensabgabe) oder einer Erhöhung der Erbschaftsteuer gelöst werden 

müsste. Anders  sehen das die Oppositionsparteien  im aktuellen Bundestag, die  in  ihren Pro‐

grammen  davon  ausgehen,  dass  die  allein  aufgrund  der wirtschaftlichen  Entwicklung  in  den 

kommenden Jahren realisierbare Zunahme der Steuereinnahmen nicht ausreichen wird, um die 

von  ihnen definierten Finanzbedarfe auf allen Ebenen des Staates zu decken. In den Program‐

men von SPD, Bündnis 90/Grünen und der Partei Die Linke wird  jeweils erläutert, warum der 

Staat die Steuersätze bei der Einkommensteuer erhöhen sollte und warum darüber hinaus eine 

erhöhte  steuerliche  Belastung  von  Erbschaften  und  Vermögen  sowie  eine  Besteuerung  von 

Finanzmarkttransaktionen  erforderlich  sind.  Durch  gesetzliche  Änderungen  herbeigeführte 

höhere Steuereinnahmen müssen nach diesen Argumentationen aber nicht nur erzielt werden, 

um die aus der jeweiligen Sicht notwendigen Aufgaben des Staates finanzieren zu können, son‐

dern  vor  allem  auch,  um  eine  nach  den  jeweiligen  Vorstellungen  „gerechte“ Verteilung  von 

Belastungen herbeizuführen, die insgesamt in Deutschland durch die Besteuerung entstehen.  

Bereits von den jeweiligen Parteien verabschiedete Wahlprogramme liegen von der FDP, den 

B‘90/Grünen, der SPD und der Partei Die Linke vor. Die CDU wird ihr Wahlprogram erst im Juni 

verabschieden,  es  liegen  aber  klare  Positionierungen  zum  Einkommensteuertarif  vor,  die  in 

dieser Studie ausgewertet werden können. Von den Parteien, die zur Bundestagswahl  im Sep‐

tember antreten, die aber derzeit nicht im Parlament vertreten sind, könnten die „Piraten“ und 

die  „Alternative  für Deutschland“  einen nennenswerten  Zuspruch  erhalten. Weil  von beiden 

Parteien aber keine  konkreten Aussagen  zum Einkommensteuertarif vorliegen, bleiben  sie  in 

der hier angerfertigten Studie außen vor.  

Die hier vorgenommene Analyse der Wahlprogramme konzentriert sich auf die Einkommen‐

steuer und dabei nochmals auf die Vorschläge der Parteien zum Tarif der Einkommensteuer. 

Vorschläge, die Veränderungen der Bemessungsgrundlage betreffen, also der Frage, wie  letzt‐

lich das zu versteuernde Einkommen (zvE) definiert werden sollte, werden zwar  in die Bewer‐

tung  der  Vorstellungen  zur  Einkommensteuer  einbezogen,  ihre  quantitativen  Konsequenzen 

hinsichtlich Aufkommen und Verteilung können aber in dieser Studie mangels detaillierter An‐

gaben  in den Wahlprogrammen oder mangels  in den Mikrodaten verfügbarer  Informationen 

nicht ermittelt werden. Diese Einschränkung betrifft insbesondere die Vorschläge der SPD, der 

B‘90/Grünen  und  der  Partei  Die  Linke  zur  Reform  des  Ehegattensplittings.  Änderungen  des 

Ehegattensplittings bewirken eine deutliche Veränderung der Bemessungsgrundlage und damit 

letztlich eine deutliche Veränderung der Steuerbelastungen. Allerdings liegen lediglich von den 

B‘90/Grünen Aussagen zu einer angestrebten „Kappung“ des Splittingeffektes für alle Ehepaare 

                                                            

4 Arbeitskreis Steuerschätzungen, Pressemitteilung vom 8. Mai 2013. 
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vor, die  in konkrete Belastungen ausgedrückt werden können. Von der SPD  liegt  lediglich die 

konkrete  Aussage  vor,  dass  zukünftige  Änderung  des  Ehegattensplittings  ausschließlich  neu 

geschlossene Ehen betreffen  sollen. Weil hier ein  fairer Vergleich der Vorstellungen  zur  Ein‐

kommensteuer angestrebt wird, nehmen wir entsprechend einen Vergleich der jeweils konkret 

vorgeschlagenen Tarifstruktur vor und verzichten auf eine Einbeziehung von quantitativen Ef‐

fekten  des  Ehegattensplittings.  Bei  der Gesamtbewertung  der  Konzepte  zur  Einkommensbe‐

steuerung werden wir die Aussagen der Parteien  zum  Ehegattensplitting  allerdings einbezie‐

hen, weil durch diese Änderungen die Steuerbelastung der Ehepaare und der eingetragenen 

Lebensgemeinschaften zum Teil erheblich erhöht werden.  

Die  Studie  ist  wie  folgt  aufgebaut:  Im  2.  Kapitel  erläutern  wir  zunächst  steuertechnische 

Grundlagen, damit  in der weiteren Analyse der Wahlprogramme eine begrifflich klare Bewer‐

tung erfolgen kann. Dabei steht die Beschreibung des Status quo  im Mittelpunkt. Weil durch 

das Gesetz  zum Abbau  der  kalten  Progression  vom  17.1.2013  bereits  auch  der  Einkommen‐

steuertarif für 2014 festgelegt wurde (Bundestag, 2013), wird in dieser Arbeit der Tarif T2014 als 

Referenz für die Bewertung der Wahlprogramme festgelegt. Dies macht auch deshalb Sinn, weil 

von der kommenden Regierung gegebenenfalls vorgenommene Änderungen des Einkommen‐

steuertarifs aller Voraussicht nach frühestens zum 1.1.2014 in Kraft treten werden.  

Im 3. Kapitel werden die Daten beschrieben, die in der Studie ausgewertet wurden, und me‐

thodische Aspekte, die eine Transparenz bei der Vorgehensweise in der Analyse herstellen. Im 

Einzelnen werden  das RWI‐Einkommensteuer‐Mikrosimulationsmodell  und  das Modul  dieses 

Modells  zur  Beschreibung  von Arbeitsangebotseffekten  erläutert.  Betont werden  jeweils  die 

zugrunde gelegten Annahmen und Setzungen sowie die notwendigen Vereinfachungen bei der 

Vorgehensweise. 

Im  4.  Kapitel werden  die  Vorstellungen  der  Parteien  zum  Tarif  der  Einkommensteuer  be‐

schrieben. Dabei konzentrieren wir uns auf die Parteien des aktuellen Bundestages. Beschrie‐

ben werden  jeweils die Details zu den Tarifänderungen. Ziel der Analyse  ist es, den Besteue‐

rungsprozess so gut wie möglich abzubilden und die  individuelle Steuerbelastung der Steuer‐

pflichtigen  so  exakt wie möglich  zu  beschreiben.  Dabei  erfolgt  bei  der  Kategorisierung  von 

Steuerpflichtigen  eine Beschränkung  auf die Höhe des  Einkommens, weil  in der öffentlichen 

Debatte die Steuerbelastung, also die zu leistende Steuerzahlung im Verhältnis zur Höhe des zu 

versteuernden Einkommens, im Mittelpunkt steht. Zusätzlich gilt das Interesse bei Belastungs‐

vergleichen häufig dem Familienstatus. Ein solcher Vergleich erfordert aber dezidierte Angaben 

zum Ehegattensplitting und zur Berücksichtigung von Kindern bei der Steuerzahlung von Eltern. 

Dazu zählen dann auch die Wirkungen von Veränderungen beim Kindergeld und bei den Kin‐

derfreibeträgen,  teilweise  liegen nicht konkretisierte Vorschläge  zu einem Wechsel vom Ehe‐

gattensplitting zu einem Familiensplitting vor. Zu diesen Veränderungen und deren Konsequen‐

zen liegen aber nicht von allen Parteien klar auswertbare Positionen vor, so dass wir hier keine 

Quantifizierung  und  damit  keinen  fairen  Vergleich  unterschiedlicher  Vorschläge  vornehmen 

können. Wir beschränken uns deshalb in der Analyse auf die Effekte der in den Wahlprogram‐

men und den Parteibeschlüssen fixierten konkreten Aussagen zum Einkommensteuertarif und 

berücksichtigen erst  im Rahmen einer abschließend vorgenommenen Gesamtbewertung wei‐

tergehende Vorstellungen der jeweiligen Parteien zur Steuerpolitik. 

Die Ergebnisse des empirischen Vergleichs der Einkommensteuertarife werden  im 5. Kapitel 

erörtert. Dabei werden  zunächst  in Abschnitt 5.1 die Aufkommenseffekte der verschiedenen 

Tarife beschrieben. In Abschnitten 5.2 werden die Veränderungen in absoluten Be‐ und Entlas‐

tungen ausgedrückt, also in konkreten Euro‐Beträgen. Weil diese für sich genommen aber noch 

wenig  hinsichtlich  einer  induzierten Veränderung  der  Steuerbelastung  aussagen, werden die 
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Effekte  in  Abschnitt  5.3  zusätzlich  als  relative  Belastungsveränderungen  ausgedrückt.  Dabei 

beziehen wir  die  durch  einen  Steuertarif  induzierte  Steuerzahlung  auf  die  Steuerzahlung  im 

Status quo, also die durch den T2014 bewirkte Steuerzahlung.  In Abschnitt 5.4 werden Arbeits‐

markteffekte erörtert und  in Abschnitt 5.5 die Ergebnisse der Tarifanalyse kurz  in die grundle‐

genden Vorstellungen der Parteien zur Steuerpolitik eingeordnet. 

In Kapitel 6 wird eine kurze abschließende Bewertung der Untersuchungsergebnisse vorge‐

nommen und ein Fazit gezogen. 

2  Steuertarifanalysen 

2.1  ESt‐Tarif 2014 und steuertechnische Grundlagen  

Der Tarif der deutschen Einkommensteuer ist in §32 a EStG festgelegt. Dabei werden für fünf 

Einkommensabschnitte  für  jedes zu versteuernde Einkommen  (zvE) die vom Steuerpflichtigen 

zu  leistende  Steuerzahlung  bestimmt.  Abgesehen  vom Grundfreibetrag werden  für  vier  Ein‐

kommensbereiche  „Formeltarife“  festgelegt,  mit  denen  jeweils  die  Steuerschuld  bestimmt 

wird. Weil mit dem Gesetz zum Abbau der kalten Progression vom 17.01.2013 bereits der ab 

2014 gültige Einkommensteuertarif  festgelegt  ist, wird der ESt‐Tarif T2014 als Referenztarif zur 

Beschreibung der Effekte von Tarifreformen herangezogen. Beim Tarif T2014 fällt bis zum Grund‐

freibetrag  in Höhe von 8 354 Euro keine Einkommensteuer an5. Für die beiden  folgenden Ein‐

kommensabschnitte ergeben sich die in Tabelle 1 beschriebenen Steuerbetragsfunktionen. Der 

vierte und fünfte Tarifbereich sind jeweils durch lineare Tariffunktionen definiert.  

Tabelle 1   
Steuertarif T2014 

Tarifbereich 
Zu versteuerndes 

Einkommen 
Steuerbetragsfunktionen 

1  0 bis 8.354  €  Tଵ,ଶ଴ଵସሺXሻ ൌ 0 

2  8.355 bis 13.469  €  Tଶ,ଶ଴ଵସሺXሻ ൌ 0,00000974Xଶ െ 0,0228X െ 489,40 

3  13.470 bis 52.881  €  Tଷ,ଶ଴ଵସሺXሻ ൌ 0,00000229Xଶ ൅ 0,178083X െ 1.842,48 

4  52.882 bis 250.730  €  Tସ,ଶ଴ଵସሺXሻ ൌ 0,42X െ 8.238,88 

5  ab 250.731  €  Tହ,ଶ଴ଵସሺXሻ ൌ 0,45X െ 15.670,23 

Eigene Darstellung. T: Steuerschuld; X: zu versteuerndes Einkommen. 

Die Vorschläge der Parteien zur Veränderung des Tarifs knüpfen in der Regel nicht am Verlauf 

der mit den Formeltarifen definierten Steuerbetragsfunktion an, sondern –  technisch gespro‐

chen – an der ersten Ableitung dieser Funktion, die die Grenzbelastung angibt. Seltener wird 

Bezug  genommen  zum Verlauf der Durchschnittsteuersatzfunktion, die  sich ergibt, wenn die 

sich  durch  den  Formeltarif  ergebende  Steuerzahlung  in  Relation  zum  gesamten  zvE  gesetzt 

wird.  Vorschläge  zur  Änderung  der  Steuertarife  lassen  sich  also  zunächst  ganz  allgemein 

dadurch  bewerten,  dass  die  Grenz‐  und  Durchschnittssteuersatzfunktion  eines  Reformvor‐

schlags mit denen des Status quo verglichen werden. 

                                                            

5 Die Anhebung des Grundfreibetrags wurde in der Vergangenheit mehrfach vom Bundesverfassungsge‐
richt gefordert. Nach  einem Bundestagsbeschluss  vom 2.  Juni 1995 hat die Bundesregierung alle  zwei 
Jahre einen Bericht über die Höhe des von der Einkommensteuer freizustellenden Existenzminimums vor‐
zulegen. Der aktuelle 9. Bericht wurde im November 2012 vorgestellt. 
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(1) Zur Grenzbelastung, die von einer beliebigen Einkommenshöhe aus zeigt, welcher Betrag 

von einem zusätzlich verdienten Euro als zusätzliche Steuerzahlung anfällt: Es geht hier zu‐

nächst darum  festzustellen, wie hoch die zusätzliche Steuerzahlung bei einer marginalen 

Erhöhung des zvE ausfällt. Über das gesamte Einkommensspektrum betrachtet wird diese 

Grenzbetrachtung durch die erste Ableitung der Steuertariffunktion, die Grenzsteuersatz‐

funktion, beschrieben. Der Verlauf dieser Funktion steht bei der Bewertung von Einkom‐

mensteuertarifen oft im Mittelpunkt, aus seiner Deutung werden aber häufig auch falsche 

Schlussfolgerungen gezogen.  

Grundsätzlich spielt die Höhe der Grenzbelastung eine Rolle  für die Anreizverträglichkeit 

eines Steuertarifs. Der Anreiz zur Einkommenserzielung wird in vielen Fällen von der Höhe 

des Nettoeinkommens beeinflusst. Je höher die Steuerbelastung bei einer marginalen Zu‐

nahme des Einkommens, desto niedriger ist das verbleibende Nettoeinkommen und desto 

stärker wird der Anreiz eines  Steuerpflichtigen  geschwächt, die Mühen auf  sich  zu neh‐

men, das zusätzliche Einkommen bzw. den zusätzlichen Gewinn überhaupt zu erzielen. Na‐

türlich handelt es sich bei diesen Aussagen um eine starke Vereinfachung, weil in der Rea‐

lität das unterstellte Kalkül eines Steuerpflichtigen („Lohnt es bei gegebener Steuerbelas‐

tung der zusätzlichen Einkünfte überhaupt, das zusätzliche Einkommen oder den zusätzli‐

chen Gewinn zu erzielen?“) in der Regel nicht konkret angestellt wird. In vielen Fällen stei‐

gen  Einkommen  (tarif‐)vertraglich determiniert oder  erhöhen  sich Gewinne  als  Ergebnis 

der wirtschaftlichen Tätigkeit, ohne dass  jeweils eine konkrete Entscheidung des Steuer‐

pflichtigen getroffen wird. Allerdings macht es durchaus Sinn davon auszugehen, dass die 

grundlegenden Entscheidungen der Steuerpflichtigen sehr wohl von den erzielbaren Net‐

toeinkünften  geleitet  sind  und  damit  von  der Höhe  der  (Grenz‐)Steuerbelastung  beein‐

flusst werden. 

(2) Zur Durchschnittsbelastung, die über das gesamte Einkommensspektrum beschreibt, wie 

hoch die Steuerbelastung pro Einkommenseinheit  (Euro) ausfällt: Die Analyse der durch‐

schnittlichen Steuerbelastung wird  in der Steuertarifdiskussion weitaus seltener gewählt.6 

Dabei ist der Verlauf der Durchschnittssteuersatzfunktion entscheidend für die Charakteri‐

sierung eines Tarifs:  Steuertarife werden dann  als progressiv bezeichnet, wenn bei  stei‐

genden Einkommen die durchschnittliche Steuerbelastung zunimmt; steigt sie mit der glei‐

chen Rate wie das Einkommen, handelt es sich um linear progressive Tarife; steigt sie un‐

terproportional, werden die Tarife als verzögert progressiv typisiert. 

Von einem vollständigen Steuertarif wird gesprochen, wenn für alle zvE definiert ist, wie hoch 

die jeweilige Steuerbelastung ist; in diesem Fall lassen sich die Grenzsteuersatzfunktion (T‘) und 

die Durchschnittssteuersatzfunktion (t) des Tarifs bestimmen (Schaubild  1). 

2.2  Grenz‐ und Durchschnittsbelastungen des aktuellen Einkommensteuertarifs (T2014) 

Aus der Definition des Einkommensteuertarifs  in § 32a EStG ergeben sich die  in Schaubild 1 

dargestellten Verläufe für die Grenz‐ und die Durchschnittssteuersätze. Nach dem Grundfreibe‐

trag  steigt  die  Grenzbelastung  im  zweiten  Einkommensabschnitt  von  8 355  bis  13 469 Euro 

linear mit steigendem zvE von einem „Eingangssteuersatz“ in Höhe von 14% auf eine Grenzbe‐

lastung  in Höhe  von 24%. Auch  im dritten Einkommensabschnitt  von 13 470 bis 52 881 Euro 

steigt der Grenzsteuersatz mit  zunehmendem Einkommen  linear an – und  zwar auf 42% bei 

                                                            

6 Eine Ausnahme bilden die B‘90/Grünen, die nach der Bundesdelegiertenkonferenz am 27./28. April auf 
Ihrer Homepage feststellen: „Für die Belastungsbeurteilung ist aber der Durchschnittssteuersatz relevant. 
Der steigt bei einem Single mit einem Bruttoeinkommen von 90.000 Euro von 32,9 auf 34 Prozent.“ 
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einem  zvE  in Höhe  von  52 881 Euro. Ab  einem  zvE  von  52 882 bis  250 730 Euro beträgt der 

Grenzsteuersatz dann konstant 42%, erst ab einem zvE über 250 730 Euro „springt“ der Grenz‐

steuersatz auf 45% (sog. Reichensteuer, die 2007 eingeführt wurde). Dabei wird der Steuersatz 

von 42% oftmals als „Spitzensteuersatz“ bezeichnet; im Prinzip wird damit noch auf die Zeit vor 

Einführung der Reichensteuer im Jahr 2007 Bezug genommen.  

Schaubild 1   

ESt‐Tarif  – Grenz‐ und Durchschnittssteuersatzfunktion 
2014 

 

Eigene Abbildung. 

Das deutsche EStG liefert nach der bisherigen Beschreibung – wie es scheint – eine eindeutige 

Vorgabe für die steuerliche Belastung des zvE. Leider sorgen die  in der Literatur,  in den Wahl‐

programmen der Parteien und vor allem in den Medien verwendeten Bezeichnungen allerdings 

häufig für Verwirrungen bei der Beschreibung von Steuertarifen. Dies erschwert die Bewertung 

von  unterschiedlichen  Tarifen mitunter  erheblich.  Der  nachfolgende  Abschnitt  versucht,  die 

gröbsten Irritationen zu beseitigen, und hat zum Ziel, eine sprachlich „saubere“ Grundlage für 

die Bewertung der Parteivorschläge zu Änderungen beim Einkommensteuertarif zu schaffen.  

2.3  Aufgaben eines Steuertarifs und begriffliche Klarstellungen 

Der in §32a EStG definierte Einkommensteuertarif wird häufig als ein „linear progressiver“ Ta‐

rif bezeichnet. Das  ist dann falsch, wenn die Eigenschaft des Tarifs – wie üblich – allein durch 

den Verlauf der Durchschnittssteuersatzfunktion definiert wird; da diese Funktion mit steigen‐

dem zu versteuernden Einkommen mit einer unterproportionalen Rate steigt, handelt es sich 

bei der deutschen Einkommensteuer um einen verzögert progressiven Tarif. Folglich handelt 

es sich beim zweiten Tarifabschnitt (von 8 355 bis 13 469 Euro) auch nicht um eine „Übergangs‐

zone  zum  linear  progressiven  Tarif“  und  der  Tarifabschnitt  von  13 470  bis  52 881 Euro  kann 

auch nicht als „linear progressiv“ bezeichnet werden. Genauso wenig ist der Begriff einer „Pro‐

portionalzone“ für die Tarifabschnitte gerechtfertigt, in denen der Grenzsteuersatz konstant ist. 

Vielmehr  zeigt  der  Verlauf  der  Durchschnittssteuersatzfunktion,  dass  der  Tarif  durchgehend 

verzögert progressiv ist. Für sämtliche Einkommen, die über dem Grundfreibetrag liegen, steigt 

die durchschnittliche Belastung mit zunehmendem Einkommen unterproportional. 
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Unterscheiden  lässt  sich allerdings  in verschiedenen Einkommensabschnitten die Geschwin‐

digkeit, mit der die Progression zunimmt. Offensichtlich steigt die durchschnittliche Belastung 

nach dem Grundfreibetrag mit steigendem Einkommen schneller als bei höherem Einkommen. 

Bei sehr hohem Einkommen steigt die Durchschnittsbelastung sogar kaum noch; sie nähert sich 

beim T2014 bei sehr hohen Einkommen vielmehr einer Belastung von 39% an. Bei den sehr ho‐

hen Einkommen dominiert die maximale Grenzbelastung  in Höhe von 42% bis  zu einem Ein‐

kommen von 250 731 Euro bzw. in Höhe von 45% ab einem Einkommen über 250 731 Euro. Die 

niedrigeren Belastungen der Einkommen bis  zum  zvE  von 52 881 Euro  spielen  für die durch‐

schnittliche Belastung der sehr hohen Einkommen eine immer geringere Rolle.  

In  der  Vergangenheit  gab  es  immer wieder  Vorschläge,  die  „Knickstelle“  beim  Anstieg  der 

Grenzbelastung (im T2014 bei einem zvE in Höhe von 13 470 Euro) zu beseitigen und damit einen 

einheitlichen linearen Anstieg vom Eingangs‐ bis zum Spitzensteuersatz herzustellen. Ohne dass 

dies bei den Vorschlägen exakt definiert worden wäre, wurde dieser Vorschlag oftmals mit der 

Beseitigung  des  sogenannten Mittelstandbauchs  der  deutschen  Einkommensteuer  gleichge‐

setzt.  

Bevor diese Vorschläge bewertet werden  lohnt es, sich zu vergegenwärtigen, welche Aufga‐

ben ein Steuertarif erfüllen sollte: 

 Mit dem Tarif muss ein bestimmtes Steueraufkommen realisiert werden, mit dem ge‐

plante bzw. erwartete Ausgaben des Staates finanziert werden können. 

 Der  Tarif  soll die  gesellschaftlich  gewünschte Umverteilung umsetzen  (Unstreitig  ist 

dabei, dass Steuerpflichtige mit höherem zvE auch durchschnittlich höhere Steuerzah‐

lungen leisten sollen). 

 Der Tarif soll die beiden oben genannten Anforderungen bei einer möglichst geringen 

Beeinträchtigung der Aktivitäten der Steuerpflichtigen  (arbeiten,  investieren, sparen) 

erfüllen. Die  Steuer  soll  also möglichst neutral  sein und durch den  Steuertarif  sollen 

möglichst keine allokativen Verzerrungen verursacht werden. 

Bei der Bewertung von Einkommensteuertarifen stellt sich also die Frage, in welchem Ausmaß 

die vorgeschlagenen Tarife die genannten Anforderungen erfüllen. Zu unterscheiden  ist damit 

insbesondere auch zwischen einem Tarif, der durch eine einfache Formel ausgedrückt werden 

kann und deshalb eher aus „ästhetischen Gründen“ wünschenswert wäre und einem Tarif, der 

unterschiedliche Anforderungen unterschiedlich gut erfüllt, aber gegebenenfalls nicht ganz so 

einfach definiert werden kann. Aus ästhetischen Gründen wünschenswert wäre sicherlich ein 

Tarif, dessen Grenzbelastung über alle Einkommen konstant ist, also eine sogenannte Flat Tax. 

Der Wissenschaftliche Beirat des Bundesministeriums der Finanzen hatte sich im Jahr 2004 für 

die Einführung eines solchen Einkommensteuertarifs ausgesprochen. Vor der Bundestagswahl 

im Jahr 2005 hatte die CDU diese Vorschläge zumindest dem Grunde nach mit den Vorschlägen 

von Paul Kirchhoff aufgegriffen. Auch wenn von der CDU keine  kurzfristige Umsetzung einer 

solchen  Reform  geplant war,  dominierte  seinerzeit  die  Kritik  an  den  unerwünschten  Vertei‐

lungseffekten die politische Diskussion.  

In puncto Einfachheit  ist eine Flat Tax sicherlich die erste Wahl. Würde man zum Beispiel ei‐

nen  einheitlichen  Steuersatz  von  25%  festlegen, wäre der  Tarif denkbar  einfach und  für die 

Steuerpflichtigen absolut  transparent.  Jeder  Steuerpflichtige müsste ab dem Grundfreibetrag 

von  jedem zusätzlich eingenommenen Euro 25 Cent an den Fiskus abtreten. Kompliziert kann 

diese Form der Besteuerung der Einkünfte nur dann werden, wenn die Ermittlung der Bemes‐

sungsrundlage kompliziert ist. Dass selbst bei einer Flat Tax dann doch noch erhebliche Kompli‐



RWI 

   10/36 

kationen auftauchen können, hat der Reformvorschlag von Paul Kirchhof gezeigt. Neben einem 

einheitlichen Steuersatz wurde von  ihm eine Reduzierung der Einkünftearten von  sieben auf 

lediglich vier vorgeschlagen (Kirchhof, 2011: 498‐521). Aber selbst eine solche Vereinfachung ist 

nur dann ein Fortschritt, wenn das „schmalere“ Einkommensteuergesetz nicht durch eine Viel‐

zahl von BMF‐Schreiben konkretisiert werden muss. Solche Erfahrungen wurden zum Beispiel 

in den USA gemacht, wo das Einkommensteuergesetz in den vorangegangenen Jahre erheblich 

kürzer gefasst wurde, die Anzahl der von der Steuerbehörde  (dem  Internal Revenue Service) 

herausgegebenen „regulations“, mit denen die Besteuerungsverfahren dann konkretisiert wer‐

den müssen, aber deutlich zugenommen hat. Damit ist dann in der Tat wenig gewonnen. 

Die zentrale Anforderung an einen Steuertarif besteht sicherlich darin, bei gegebener Definiti‐

on der Bemessungsgrundlage ein bestimmtes Steueraufkommen  zu  sichern, mit dem die ge‐

planten staatlichen Ausgaben möglichst vollständig  finanziert werden können. Bei der Einfüh‐

rung einer aufkommensneutralen Flat Tax dürfte der einheitliche, aufkommensneutrale Steuer‐

satz bei über 25%  liegen, was nicht nur negative Anreize bei der Entscheidung zur Aufnahme 

von  Arbeit  zur  Folge  haben  dürfte,  sondern  auch  unter  Gerechtigkeitsgesichtspunkten  in 

Deutschland auf erhebliche Kritik stoßen würde.  

Wäre es in puncto Übersichtlichkeit zumindest ein Fortschritt, wenn die Grenzbelastungen des 

Steuertarifs von einem Eingangssteuersatz aus  linear bis zum höchsten Steuersatz (dem „Spit‐

zensteuersatz“) steigen würden? Im Vergleich zum aktuellen Tarif und zu den hier untersuchten 

Reformvorschlägen wäre ein solcher Tarif einfacher. Aber auch die Beseitigung der Knickstelle 

bei 13 470 Euro und damit des Mittelstandbauchs führt – bei ansonsten gleichbleibendem Ta‐

rifverlauf –  zu deutlich  geringeren  Steuereinnahmen;  Schätzungen gehen  von Mindereinnah‐

men von etwa 25 Mrd. Euro aus (RWI, 2011; SVR, 2011; Houben, 2011). Eine aufkommensneut‐

rale Beseitigung des Mittelstandsbauchs ist also nur möglich, wenn die Steuersätze an anderer 

Stelle  des  Tarifs  erhöht  werden.  Möglich  ist  es,  die  Steuersätze  für  Einkommen  über 

52 882 Euro entsprechend anzuheben. Möglich  ist es aber auch, den Eingangssteuersatz anzu‐

heben und die Grenzbelastung vom diesem höheren Eingangssteuersatz aus aufkommensneut‐

ral  linear bis  zum Einkommen  von 52 882 Euro  steigen  zu  lassen. Diese Variante wird  in der 

Regel aber auch verworfen, weil der Eingangssteuersatz so niedrig wie möglich sein sollte, um 

die Anreize zur Aufnahme einer Beschäftigung nicht negativ zu beeinflussen.  

Gefragt werden kann allerdings auch, ob der erste Knick  im Verlauf der Grenzbelastung bei 

Abwägung der genannten Anforderungen an einen Steuertarif überhaupt ein größeres Problem 

darstellt.7 Der Blick auf den Verlauf der durchschnittlichen Belastung zeigt  jedenfalls, dass die 

Belastung keineswegs sprunghaft steigt, sondern kontinuierlich mit verzögertem Tempo. Fest‐

gestellt werden muss, dass der Anstieg der Grenzbelastung bei jeder Anhebung des Grundfrei‐

betrages steiler wird, solange die Knickstelle bei 13 470 Euro beibehalten wird. Bei Einkommen 

knapp über dem Grundfreibetrag steigt damit die Grenzbelastung des zusätzlich erzielten Ein‐

kommens bis zum zvE von 13 470 Euro rascher als bei den Einkommenszuwächsen  im Bereich 

von 13 371 bis 52 882 Euro. Dabei gilt allerdings:  Jede Anhebung des Grundfreibetrages sorgt 

bei ansonsten unverändertem Tarif dafür, dass die durchschnittliche Steuerbelastung  für alle 

Einkommen sinkt. Wie oben bereits dargelegt, spielt dieser Effekt mit zunehmendem Einkom‐

men eine immer geringere Rolle.   

                                                            

7 Siehe hierzu auch die Ausführungen in Houben (2011). 
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Aber auch in Bezug auf die Entscheidung zur Aufnahme einer Beschäftigung dürfte der negati‐

ve Anreiz einer rasch steigenden Grenzbelastung keine allzu große Rolle spielen, weil die durch‐

schnittliche  Steuerbelastung durch die Anhebung des Grundfreibetrages  auf  jeden  Fall  redu‐

ziert wird und damit das erzielbare Nettoeinkommen definitiv steigen wird. Wenn zum Beispiel 

durch die  im T2014 stattfindende Anhebung des Grundfreibetrages auf 8 354 Euro ein größerer 

Teil eines angenommenen zvE  in Höhe von 10 000 Euro unbesteuert bleibt, spielt es eine un‐

tergeordnete Rolle, dass bei dem verbleibenden Teil von 1 646 Euro die Grenzbelastung vom 

Eingangssteuersatz von 14% aus schneller steigt als beim Einkommen oberhalb der Knickstelle 

von 13 470 Euro.  Letztlich dürfte  für  einen Bürger, der  abwägt, wie  viel Arbeit  er unter den 

aktuellen Bedingungen anzubieten bereit ist, die Höhe des insgesamt durch die Arbeitsaufnah‐

me erzielbaren Nettoeinkommens  im Vordergrund stehen, und weniger die Frage, wie schnell 

die  Grenzbelastung  bei  einem  Arbeitsangebot  zunimmt,  das  sein  Einkommen  um  weitere 

1 646 Euro erhöht. 

Eine weitere Möglichkeit zur Beseitigung des Mittelstandsbauchs besteht darin, bei unverän‐

dertem Eingangssteuersatz und ansonsten unveränderten Einkommensbereichen den Spitzen‐

steuersatz bereits bei einem niedrigeren Einkommen greifen  zu  lassen. Dies würde vom Ein‐

gangssteuersatz von 14% und einem zvE in Höhe von 13 470 € aus den Anstieg der Grenzsteu‐

ersatzfunktion erhöhen. Damit wären Entlastungen in Höhe von etwa 12 Mrd. € verbunden, die 

auf die Steuerpflichtigen mit Einkommen bis 25 000 € begrenzt wären (SVR, 2011: 214‐215). So 

könnte  zwar  der Mittelstandsbauch  beseitigt werden,  für  ein  unverändert  hohes  Steuerauf‐

kommen müsste aber in Kauf genommen werden, dass bereits auf das „relativ niedrige“ zvE in 

Höhe von 42 400 € der Spitzensteuersatz zu entrichten wäre. Weil auch diese Variante zur Be‐

seitigung  des Mittelstandbauchs  politisch  eher  kaum  umzusetzen  ist, wird  sie  erst  gar  nicht 

vorgeschlagen, obwohl dadurch gezielt „mittlere“ Einkommen entlastet werden könnten.  

Damit ist schon übergeleitet zu einer weiteren Irritation in der Diskussion der ESt‐Tarife, näm‐

lich der Frage, ab welchem zvE der Spitzensteuersatz greifen sollte. Mit den vorangegangenen 

ESt‐Reformen wurde das  zvE,  ab dem der  Spitzensteuersatz  relevant wird, deutlich  gesenkt. 

Welche Rolle spielt es bei der Bewertung von unterschiedlichen Steuertarifen, dass die zweite 

Knickstelle bzw. der Wechsel zur konstanten Grenzbelastung bei immer niedrigerem zvE lokali‐

siert wurde? Auch hier gilt: Bei der Bewertung verschiedener Tarife  ist der Verlauf der durch‐

schnittlichen  Belastung  über  das  gesamte  Einkommensspektrum  von  entscheidender Bedeu‐

tung:  Liegt  die  Durchschnittssteuersatzfunktion  eines  Reformtarifs  unter  der  ursprünglichen 

Belastung, werden die Steuerpflichtigen entlastet – unabhängig davon, ob der  (eventuell neu 

festgelegte) Spitzensteuersatz schon bei geringerem zvE greift als beim alten Tarif.  

Letztlich kommt es bei den Belastungsvergleichen immer auf die kompletten Tarifverläufe an. 

Die  Steuerbelastung  kann  etwa  bei  einem  Spitzensteuersatz  von  42%,  der  bereits  bei 

52 000 Euro greift, niedriger  sein als bei einem Spitzensteuersatz von 53%, der aber erst bei 

60 000 Euro relevant wird. Insofern sind auch die von der OECD veröffentlichten  internationa‐

len Vergleiche von Spitzensteuersätzen und entsprechenden  zvE, ab denen  sie  relevant  sind, 

vorsichtig zu interpretieren (OECD, 2011). 
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Als Fazit der vorgenommenen Klarstellungen kann festgehalten werden: 

 Anreiz‐ und Verteilungsaspekte verschiedener Steuertarife sind am ehesten vergleich‐

bar, wenn die Tarife in etwa das gleiche Aufkommen generieren. 

 Führt ein vorgeschlagener Tarif zu deutlich niedrigeren Steuereinnahmen, sollten Vor‐

schläge genannt und  in die Bewertung einbezogen werden, mit denen die Steuermin‐

dereinnahmen kompensiert werden sollen. Sollen andere Steuern erhöht oder Ausga‐

ben reduziert werden oder wird sogar eine ggf. zusätzliche staatliche Kreditaufnahme 

in Kauf genommen? 

 Führt  der  vorgeschlagene  Tarif  gegebenenfalls  zu  deutlich  höheren  Einnahmen,  gilt 

spiegelbildlich:  Sollen  dafür  andere  Steuern  gesenkt  werden,  evtl.  gezielt  eine  Um‐

schichtung von direkten zu indirekten Steuerbelastungen vorgenommen werden? Gibt 

es konkrete Planungen für die Verwendung der zusätzlich erzielten Steuereinnahmen? 

Ist  ggf.  geplant,  das  Haushaltsgebot  der  Non‐Affektation,  nach  dem  die  Einnahmen 

grundsätzlich nicht  zweckgebunden erhoben werden  sollen, aufzugeben und  zusätzli‐

che Einnahmen nur für eine bestimmte Verwendung auszugeben? Sollen Haushaltsde‐

fizite reduziert oder der Schuldenstand zurückgeführt werden? 

 Die Höhe der steuerlichen Grenzbelastung spielt nicht  immer die entscheidende Rolle 

für die Abwägung eines Steuerpflichtigen bei den Aktivitäten (Arbeitsangebote, Investi‐

tionen, Sparen), mit denen Einkünfte erzielt werden. Ebenso wichtig wie die Höhe der 

Grenzbelastung bei einem bestimmten Einkommen ist der Vergleich der durchschnittli‐

chen  Belastung  bei  dem  Einkommen,  das  bei  einem  Tarifvergleich  zugrunde  gelegt 

wird. Eine niedrigere durchschnittliche Belastung bedeutet ein insgesamt höheres Net‐

toeinkommen, auch wenn die Grenzbelastung dann  in bestimmten Bereichen des ge‐

samten Steuertarifs höher ist als beim ursprünglichen Tarif.  

 Zumindest hinsichtlich der Effizienzaspekte spielt es bei Tarifvergleichen eine unterge‐

ordnete Rolle, bei welchem Einkommen der  Spitzensteuersatz  greift. Es  kommt eher 

auf die Höhe des Spitzensteuersatzes an, der durchaus eine Signalwirkung bei den Ent‐

scheidungen eines Steuerpflichtigen haben kann. Die größte Rolle spielt bei der Bewer‐

tung unterschiedlicher Tarife aber  immer der Vergleich der durchschnittlichen Belas‐

tung von Tarifen und die Differenz des Steuersatzes bei dem Einkommen, bei dem der 

Tarifvergleich vorgenommen wird. 

3  Grundlagen der empirischen Analyse  

3.1  Modul 1: RWI‐ESt‐Mikrosimulationsmodell 

Das Einkommensteuermodul des Simulationsmodells ermöglicht die Ermittlung der Einkom‐

mensteuerschuld für jeden Steuerpflichtigen. Hieraus ergibt sich für unterschiedliche Steuerre‐

formen  über  die  Summe  der  einzelnen  Steuerbeträge  das  jeweilige  Gesamtaufkommen  der 

Einkommensteuer. Die Steuerschuld eines Steuerpflichtigen wird anhand eines vereinfachten 

Besteuerungsschemas  ermittelt  (Tabelle  2). Dabei wird  zunächst  der Gesamtbetrag  der  Ein‐

künfte berechnet,  indem sämtliche Einkünfte (Gewinn‐ und Überschusseinkünfte) addiert und 

der Altersentlastungsbetrag sowie der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende abgezogen wer‐

den.    
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Tabelle 2   
Vereinfachtes Besteuerungsschema der Einkommensteuer 

 
Eigene Darstellung in Anlehnung an Lietmeyer et al. (2005): 672. – Bei der Berücksichtigung von 
Kindern im Veranlagungsverfahren wird im Rahmen der Mikrosimulation geprüft, ob das Kin‐
dergeld oder der aus den Kinderfreibeträgen resultierende Steuereffekt günstiger für den ein‐
zelnen Steuerpflichtigen ist (Günstigerprüfung). 

Die  Steuerschuld  ergibt  sich dann nach Abzug der  steuerrelevanten Ausgaben und der An‐

wendung des Steuertarifs. Vor der  Festlegung der  zu  zahlenden Einkommensteuer wird eine 

Günstigerprüfung  (nach § 31 EStG) durchgeführt.8 Auf Basis der FAST Daten ermöglicht diese 

Vorgehensweise  bei  der  Ermittlung  der  Steuerzahlungen  die  Simulationen  unterschiedlicher 

Steuerreformen. 

3.2  Lohn‐ und Einkommensteuerdaten (FAST 2004) 

Grundlage  für die Aufkommens‐ und Verteilungsanalyse verschiedener Tarifreformen bilden 

die Daten der Faktisch Anonymisierten Lohn‐ und Einkommensteuerstatistik aus dem Jahr 2004 

(FAST 2004), die der Wissenschaft vom Statistischen Bundesamt als Scientific Use File zur Ver‐

fügung  gestellt werden  (Merz  et  al.  2004,  Kordsmeyer  2004  sowie Buschle  2009).9 Bei  FAST 

2004 handelt es sich um eine geschichtete 10%‐Zufallsstichprobe sämtlicher Veranlagungsfälle 

der  Lohn‐ und Einkommensteuer. Der Datensatz erfasst  somit  Informationen  aus den  realen 

Veranlagungsdaten aller Finanzämter Deutschlands, die dem Statistischen Bundesamt (über die 

                                                            

8 Berücksichtigung bei der Berechnung der individuellen Einkommensteuerschuld finden auch Einkünfte, 
die dem Progressionsvorbehalt unterliegen nach § 32b EStG. 

9 Eine aktuellere Datenbasis liegt noch nicht vor, weil alleine der Abschluss eines Steuerjahres schon bis 
zu drei Jahre in Anspruch nimmt und die Daten anschließend von den lokalen Finanzämtern an die Statis‐
tischen Landesämter weitergeleitet und schließlich zentral  im Statistischen Bundesamt aufbereitet wer‐
den. 



RWI 

   14/36 

Statistischen  Landesämter) übermittelt werden. Die  insgesamt knapp 3,5 Millionen Beobach‐

tungen enthalten neben den Angaben zur Höhe der Einkünfte und Steuerzahlungen  insbeson‐

dere auch detaillierte  Informationen zur Bestimmung der Bemessungsgrundlage  inklusive der 

steuerlichen Abzugsmöglichkeiten. Weil sich anhand der FAST‐Daten die Prozesse der Einkom‐

mensbesteuerung am genauesten abbilden  lassen, stellt dieser Datensatz die beste Grundlage 

für empirische Analysen des deutschen Einkommensteuersystems dar (Statistisches Bundesamt 

2007). Ein weiterer Vorteil dieser Daten besteht darin, dass vor allem auch die Bezieher hoher 

Einkommen erfasst werden (Merz, Zwick 2001). Dies  ist bei der hier vorliegenden Forschungs‐

frage  von  besonderer  Bedeutung, weil  auf  die  Steuerpflichtigen mit  hohen  Einkommen  auf‐

grund des progressiven Einkommensteuertarifs ein großer Teil des Gesamtsteueraufkommens 

entfällt. Einschränkungen bei der Analyse entstehen allerdings dadurch, dass sich bei den Steu‐

erpflichtigen mit sehr hohen Einkommen der Besteuerungsprozess weniger detailliert abbilden 

lässt, weil diese Daten stärker anonymisiert werden (Buschle 2009). 

Aufgrund der den Steuerpflichtigen bei der Einreichung  ihrer Einkommensteuererklärung zu‐

gestandenen  Fristen  stehen  die  FAST‐Daten  erst mit  erheblicher  zeitlicher  Verzögerung  zur 

Auswertung zur Verfügung (Merz et al. 2004: 1082); die aktuell verfügbaren Daten repräsentie‐

ren den Stand des Jahres 2004. Um die aktuelle Einkommensteuerbelastung erfassen und auf 

dieser Grundlage die verschiedenen Reformvarianten der Einkommensbesteuerung analysieren 

zu können, werden zum einen die einzelnen Einkunftsarten mithilfe der Volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnungen (VGR) separat bis zum Jahr 2012 fortgeschrieben. Zum anderen werden – 

so weit wie möglich – bei der Ermittlung der Einkommensteuerzahlungen die wichtigsten Steu‐

errechtsänderungen im Zeitraum von 2004 bis 2012 berücksichtigt und die im Zusammenhang 

mit  den  Werbungskosten  erfassten  Ausgaben  mit  den  Verbraucherpreisindizes  angepasst. 

Probleme können sich  insbesondere an den Stellen ergeben, wo es  im Veranlagungsjahr 2004 

im Vergleich zum Status quo noch keine Auskunftspflicht bzw. steuerrechtliche Regelung gab. 

So wurden beispielweise die Informationen über Sozialversicherungsabgaben und Altersvorsor‐

gemaßnahmen, die  im Rahmen der Einkommensbesteuerung die Bemessungsgrundlage min‐

dern können  (Bsp. Riester‐Anlagen)  im  Jahr 2004 noch nicht erfasst. Während sich die Sozial‐

versicherungsausgaben über die Information zum Einkommen aus nicht‐selbständiger Tätigkeit 

und  die  jeweils  gültigen  Beitragssätze  relativ  einfach mit  den  FAST‐Daten  simulieren  lassen, 

lassen sich mit diesen Daten keine Angaben zu weiteren Altersvorsorgemaßnahmen simulieren. 

3.3  Modul 2: Arbeitsangebotsanalyse  

Die FAST‐Daten sind eine sehr detaillierte Abbildung der Einkommensbesteuerung in Deutsch‐

land. FAST 2004 beinhalten allerdings keine Informationen über den Arbeitseinsatz der Steuer‐

pflichtigen, so dass die Datensätze keine Analyse der durch die geplanten Steuertarifänderun‐

gen  induzierten Beschäftigungseffekte zulassen. Um die möglichen Anpassungseffekte der Be‐

schäftigten  erfassen  zu  können, werden  im Rahmen der  vorliegenden Analyse  zusätzlich die 

Daten des  sozio‐ökonomischen Panels  (SOEP)  zur  Schätzung der Arbeitsangebotseffekte  ver‐

wendet. Das SOEP  ist eine repräsentative,  jährlich wiederholte Befragung von  in Deutschland 

lebenden privaten Haushalten und Personen. Die erste Welle des Panels wurde im Jahr 1984 in 

der damaligen Bundesrepublik erhoben. Anfänglich wurden 12 239 Personen zu  ihrer privaten 

Lebens‐ und Arbeitssituation befragt. Bereits  im  Juni 1990, d.h. noch  vor der Wiedervereini‐

gung, wurde die Stichprobe um 4 453 in der ehemaligen DDR lebende Personen erweitert. Ge‐

genwärtig steht das SOEP bis zur Welle 2010 zur Verfügung. Die befragten Haushalte und Indi‐

viduen geben u.a. ausführlich Auskunft über  ihre privaten Lebensbedingungen und über  ihre 

berufliche Situation, wie z.B. die Höhe und Quelle des Einkommens, die vereinbarte und  tat‐

sächliche  Arbeitszeit  sowie  die  eigene  Erwerbsbiografie.  Für  die  Schätzung  der  Arbeitsange‐
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botseffekte  werden  die  SOEP  Befragungswellen  2009  und  2010  verwendet,  wobei  aus  der 

2010er Welle des  Erwerbskalendariums  retrospektive Angaben  zu  einigen  Einkunftsarten  für 

2009 entnommen werden. Um die aktuellen Regelungen im Steuerrecht möglichst genau erfas‐

sen zu können, wird der Gesamtbetrag der Einkünfte bis zum Jahr 2012 fortgeschrieben. 

Auf Basis der SOEP‐Daten werden die durch Reformen des Steuertarifs hervorgerufenen Ver‐

haltensanpassungen durch einen Vergleich des simulierten Arbeitsangebots vor und nach Steu‐

ertarifänderungen ermittelt. Bei der Simulation dieser Angebotswirkungen  liegt der Fokus auf 

Steuerpflichtigen, die ein flexibles Arbeitsangebot aufweisen und dies aufgrund von Tarifände‐

rungen kurzfristig anpassen können. Zu den Personen, bei denen eine kurzfristige Anpassung 

ausgeschlossen und das Arbeitsangebot konstant gehalten wird, gehören Selbständige, Beam‐

te, Bezieher von Altersrente, Auszubildende, Personen im Mutterschutz und Personen, die jün‐

ger als 16 oder älter als 65 Jahre sind. 

In Anlehnung an van Soest (1995) gehen wir von einem diskreten Arbeitsangebotsmodell aus, 

bei dem unterstellt wird, dass  Individuen  ihren Nutzen über eine vorgegebene Anzahl von Ar‐

beitszeitalternativen optimieren. Die Modellierung von diskreten Arbeitsangebotsentscheidun‐

gen bietet die Möglichkeit, Arbeitsmarktpartizipation und Arbeitsvolumen und damit extensive 

und  intensive Arbeitsangebotsanpassungen  zu  simulieren. Außerdem  kann  aufgrund  der  be‐

grenzten Anzahl an Arbeitszeitkategorien das Steuer‐ und Transfersystem detailliert abgebildet 

werden.  Im vorliegenden Modell werden hinsichtlich der wöchentlichen Arbeitszeit bei Män‐

nern drei Kategorien  (h0, 40, mehr als 40) und bei Frauen  fünf Kategorien  (h0, 15, 34, 
40, mehr als 40) unterschieden.10 Für Ehepaare, die annahmegemäß ihre Arbeitsangebotsent‐

scheidung gemeinsam treffen, ergeben sich daraus insgesamt 15 mögliche Handlungsalternati‐

ven. 

Das  in  jeder  (hypothetischen)  Arbeitszeitkategorie  verfügbare  Einkommen wird  ausgehend 

vom geltenden Steuerrecht und dem gegenwärtigen Transfersystem für alle Personen der Ana‐

lysestichprobe  simuliert.  Dazu  wird  in  einem  ersten  Schritt  das  Bruttohaushaltseinkommen 

berechnet, wofür die  im  SOEP  vorliegenden  Informationen  zu Arbeitseinkommen, Miet‐ und 

Pachteinnahmen, Einnahmen aus Zinsen und Dividenden, Leibrenten und sonstigen Einkünften 

verwendet werden. Für die Ermittlung des Arbeitseinkommens wird bei beschäftigten Personen 

der beobachtete Bruttostundenlohn zugrunde gelegt und unter der Annahme, dass dieser über 

alle Handlungsalternativen hinweg konstant bleibt, mit der  jeweiligen Arbeitszeit kombiniert. 

Um die Beschäftigungseffekte alternativer Steuerreformoptionen auch für in der Ausgangssitu‐

ation nichterwerbstätige Personen abbilden  zu  können, werden hypothetische  Stundenlöhne 

mithilfe einer Lohnregression und einer zweistufigen Heckman‐Selektions‐Korrektur geschätzt 

(vgl. Heckman 1976). Auf Basis der auf diese Weise berechneten Bruttoeinkommen werden  in 

einem zweiten Schritt unter Berücksichtigung der aktuellen Steuerregelungen  für  jede  (hypo‐

thetische)  Arbeitszeitkategorie  der  Steuerpflichtigen  die  Belastungen  der  Einkommen  durch 

Einkommensteuer,  Solidaritätszuschlag  und  Sozialversicherungsbeiträgen  ermittelt.  Zusätzlich 

wird  für  jeden  Haushalt  der  Anspruch  auf  staatliche  Transferzahlungen  (Arbeitslosengeld  II, 

Wohngeld, Kinderzuschlag) geprüft und entsprechend die jeweilige Höhe der Transfers berech‐

net,  so dass  im Anschluss das dem Steuerpflichtigen  zur Verfügung  stehende Einkommen als 

Grundlage für die Arbeitsangebotsentscheidung verwendet werden kann.  

                                                            

10 Die Festlegung der Arbeitszeitkategorien basiert auf der Verteilung der Arbeitszeiten  in der Analyse‐
stichprobe und  in der Gesamtpopulation. Beschränkungen ergeben sich hier  insbesondere beim Arbeits‐
angebot von Männern, das aufgrund der geringen Beobachtungszahl von Arbeitszeiten unter 35 Stunden 
pro Woche keine sinnvolle Unterscheidung zwischen Teilzeit und Vollzeit zulässt. 
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Zur  Schätzung der  angebotenen Arbeitszeit wird eine  Sonderform des multinomialen  Logit‐

Modells,  das  sog.  konditionale  Logit‐Modell  (vgl. McFadden  1974)  verwendet. Dabei wird  in 

Abhängigkeit vom haushaltsspezifischen Nettoeinkommen und weiteren Haushaltscharakteris‐

tika die Wahrscheinlichkeit geschätzt, dass ein Steuerpflichtiger eine bestimmte Arbeitszeitka‐

tegorie wählt. Anhand der geschätzten Parameter wird die Arbeitszeit eines Steuerpflichtigen, 

bzw. bei Ehepaaren die Arbeitszeitverteilung, bei geltendem Steuerrecht ermittelt und damit 

die Referenzsituation für die eigentliche Simulation der Arbeitsangebotseffekte definiert.  

Nach  Implementierung der verschiedenen Vorschläge zu den Tarifänderungen kann das Net‐

tohaushaltseinkommen erneut berechnet und – unter Verwendung der zuvor geschätzten Pa‐

rameter – die Arbeitszeit der Steuerpflichtigen bei reformiertem Steuerrecht bestimmt werden. 

Ein  Vergleich mit  dem  Referenzszenario  liefert  dann  die  durch  eine  Tarifreform  induzierten 

Arbeitsangebotseffekte. Auf diese Weise  kann  sowohl die Arbeitsmarktpartizipation, d.h. die 

extensive  Arbeitsangebotsanpassung,  als  auch  das  Arbeitsvolumen  und  damit  die  intensive 

Arbeitsangebotsanpassung simuliert werden. 

4  Steuerprogramme der Parteien 

4.1  CDU/CSU 

CDU/CSU und die FDP haben wiederholt angekündigt, im Falle eines Wahlsieges grundsätzlich 

auf Steuererhöhungen zu verzichten. Die Schwesterparteien CDU/CSU haben  ihre Programme 

für  die  anstehende  Bundestagswahl  noch  nicht  verabschiedet.  Die  CDU  plant,  ihr Wahlpro‐

gramm auf einem Parteitag Ende  Juni  zu beschließen,  von der CSU  liegen hierzu noch  keine 

Angaben  vor.  Beide  Parteien  haben  aber  bereits  Positionen  zur  Steuerpolitik  formuliert,  zur 

Einkommensteuer bezieht  sich  die CDU  auf  den bereits  Ende  2011  vom Bundeskabinett be‐

schlossenen  Entwurf  eines  Gesetzes  zum  Abbau  der  kalten  Progression.  In  diesem  Entwurf 

wurde nicht nur die (vom Bundesverfassungsgericht vorgegebene) Anhebung des Grundfreibe‐

trages zur Sicherung des Existenzminimums umgesetzt, sondern auch eine Anpassung des Tarifs 

an die allgemeine Preisentwicklung. Das Gesetz wurde aber mit der Stimmenmehrheit der Op‐

positionsparteien im Bundesrat abgelehnt. Vom Vermittlungsausschuss des Bundestages wurde 

daraufhin  vorgeschlagen,  zunächst  lediglich die Anhebung des Grundfreibetrags umzusetzen. 

Die drei Regierungsparteien haben sich seitdem mehrfach dafür ausgesprochen, die noch nicht 

umgesetzte „Rechtsverschiebung“ des Tarifs zur Beseitigung des Effektes der kalten Progressi‐

on nach der Wahl zu realisieren.  

In dieser Studie werden die Effekte einer solchen Rechtsverschiebung des Tarifs ermittelt. Die 

Struktur des Tarifs ändert sich dadurch nicht, auch nach den Vorstellungen der CDU/CSU und 

der FDP soll der Tarif weiterhin für fünf Einkommensbereiche definiert werden.  

Tabelle 3   
Steuertarif TCDU/CSU 

Tarifbereich 
Zu versteuerndes 

Einkommen 
Steuerbetragsfunktionen 

1  0 bis 8.354  €  Tଵ,େୈ୙ሺXሻ ൌ 0 

2  8.355 bis 14.062  €  Tଶ,େୈ୙ሺXሻ ൌ 0,000008733Xଶ െ 0,005917 ∙ X െ 560,07 

3  14.4063 bis 55.208  €  Tଷ,େୈ୙ሺXሻ ൌ 0,000002191Xଶ െ 0,178081 ∙ X െ 1.853,76 

4  55.209 bis 249.999  €  Tସ,େୈ୙ሺXሻ ൌ 0,42X െ 8.531,68 

5  ab 250.000  €  Tହ,େୈ୙ሺXሻ ൌ 0,45X െ 16.032,10 

Eigene Darstellung. T: Steuerschuld; X: zu versteuerndes Einkommen. 
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Schaubild 2 
Grenz‐ und Durchschnittssteuersätze des „CDU/CSU‐Tarifs“ TCDU/CSU und des FDP‐Tarifs TFDP 
in % 

 

Eigene Darstellung.  

Die Rechtsverschiebung des Tarifs bedeutet eine marginale Verringerung bei der Grenzbelas‐

tung der Einkommen. Weil die Struktur der Grenzbelastung nicht verändert wird, führt der Tarif 

TCDU/CSU im Vergleich zum T2014 auch insgesamt zu einer leichten Reduktion der durchschnitt‐

lichen Steuerlast (Schaubild 2). 

4.2  FDP 

Die FDP hat  in  ihrem Anfang Mai beschlossenen „Bürgerprogramm 2013“ die zentralen Vor‐

stellungen ihrer Steuerpolitik formuliert (FDP, 2013). Betont wird darin die Absicht, „die Belas‐

tung der Menschen und Unternehmen durch Steuern und Abgaben nicht zu erhöhen“. Bekräf‐

tigt wird nach wie vor die „Notwendigkeit einer grundlegenden Reform des Einkommen‐ und 

des Unternehmenssteuerrecht“. Angestrebt wird  ein  „konsistentes,  transparentes und  einfa‐

ches Steuerrecht mit moderaten Sätzen und wenigen Ausnahmen – idealerweise in einem Stu‐

fentarif.“ Anders als  im Wahlprogramm 2009 wird allerdings die Umsetzung eines Stufentarifs 

nicht ausformuliert. Stattdessen wird wie bei der CDU auf die Beseitigung der Auswirkungen 

der  kalten Progression gesetzt, die  von der Regierungskoalition mit dem Gesetzentwurf  zum 

Abbau der kalten Progression bereits  im Bundestag eingebracht und dort auch verabschiedet 

wurde. Wie oben erwähnt  fand das Gesetz aber  im Bundesrat nicht die erforderliche Zustim‐

mung. Die FDP sieht allerdings angesichts der weiter steigenden Steuereinnahmen einen aus‐

reichend großen Spielraum zur Umsetzung des Gesetzes – und hält damit eine Abschaffung der 

kalten Progression auch  für vereinbar mit dem  im Wahlprogramm vereinbarten „Vorrang  für 

die  Haushaltskonsolidierung“. Weil  die  FDP  eindeutig  fordert,  die  Auswirkungen  der  kalten 

Progression alle zwei Jahre zu überprüfen und den Einkommensteuertarif anzupassen, „damit 

der Staat sich nicht auf Kosten der Bürger an der Inflation bereichert“, werden in dieser Studie 

die Pläne von CDU/CSU und FDP hinsichtlich der geplanten Änderungen des Einkommensteu‐

ertarifs gleich behandelt. 

Zusätzlich hat die FDP die Absicht geäußert, bis zum Auslaufen des Solidarpaktgesetzes Ende 

2019 auch den Solidaritätszuschlag (Soli) schrittweise abzuschaffen. Weil wir uns in dieser Stu‐
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die  auf  die  von  den  Parteien  in  ihren Wahlprogrammen  (oder  vergleichbaren  aktuellen  Be‐

schlüssen) formulierten konkreten, nach der Wahl umzusetzenden Reformen des Einkommen‐

steuertarifs konzentrieren, werden die Entlastungen durch die Abschaffung des Solis zwar be‐

schrieben, diese Ergebnisse werden aber nicht unmittelbar mit den Auswirkungen der Tarifän‐

derungen verglichen. Denn auf dem FDP‐Wahlparteitag fand ein Antrag zur Festlegung auf zwei 

Stufen 2014 und 2016 für den Abbau des Solis keine Mehrheit, es bleibt also bei der Ankündi‐

gung, den Soli bis zum Ende des Jahrzehnts auf null zu reduzieren. 

4.3  SPD 

„Für eine gerechte  Steuerpolitik“  streitet die  SPD  in  ihrem Wahlprogramm  (SPD, 2013). Als 

Anspruch wird dabei formuliert, „die Förderung wirtschaftlicher Dynamik mit sozialer Gerech‐

tigkeit zu verbinden.“ Das Primat gesteht sie dabei aber der Gerechtigkeit zu: „Gerechtigkeit ist 

der zentrale Anker unserer Steuerpolitik, denn sie ist Grundbedingung für die soziale Stabilität 

einer Gesellschaft. Steuerpolitik auf der Grundlage  stabiler Staatsfinanzen  ist dann  sozial ge‐

recht und wirtschaftlich vernünftig, wenn  starke Schultern mehr  tragen als  schwache.“ Nach 

Ansicht der SPD ist „Deutschland hier aus dem Gleichgewicht geraten. Die Schere der Einkom‐

mens‐ und Vermögensverteilung  geht  auseinander.  (…) Wir wollen  zukünftig Bezieher hoher 

Einkommen  und  Vermögende  stärker  zur  Finanzierung  unseres Gemeinwesens  heranziehen. 

Dazu wollen wir den Spitzensteuersatz von 42 bzw. 45 Prozent auf 49 Prozent für zu versteu‐

ernde Einkommen ab 100 000 Euro bzw. 200 000 Euro bei Eheleuten erhöhen.“ 

Auch bei der Besteuerung von Erbschaften sieht die SPD Korrekturbedarf, sie will die einge‐

führten „Begünstigungen“ zurücknehmen, die Steuer mittelstandsfreundlicher machen und den 

Generationenübergang  nicht  zusätzlich  erschweren,  allerdings  zugleich  die  Steuerbelastung 

„viel stärker an den dauerhaften Erhalt von Arbeitsplätzen koppeln“. 

Einführen will die SPD für künftige Ehen ab einem Stichtag einen „Partnerschaftstarif für Ehe‐

gatten“,  der  das  bisherige  Ehegattensplitting  ersetzen  soll. Nach  den Vorstellungen  der  SPD 

sollen dann beide Partner  individuell besteuert werden, wobei gegenseitige Unterhaltszahlun‐

gen berücksichtigt werden  sollen. Anstelle der  Steuerklassenkombination  III/V  soll das  soge‐

nannte Faktorverfahren zur Norm werden, bei dem die zvE der beiden Partner mit einem gleich 

hohen Durchschnittssteuersatz besteuert werden. 

Der Steuersatz von 25% bei der Abgeltungssteuer auf Kapitalerträge soll auf 32% erhöht wer‐

den, und dann wieder  in die synthetische Einkommensteuer  integriert werden, wenn das Auf‐

kommen der erhöhten Abgeltungssteuer niedriger sein sollte als die voraussichtlichen Einnah‐

men bei einer Besteuerung im Rahmen der persönlichen Einkommensteuer. 

Die nachfolgende Analyse konzentriert sich auch hier auf die konkreten Aussagen zu den Än‐

derungen des Einkommensteuertarifs  (SPD, 2013). Eingeführt werden  soll eine „mittlere Pro‐

portionalzone“ ab einem zu versteuernden Einkommen (zvE)  in Höhe von 52 882 bis 64 000 € 

(bzw. 105 764 bis 128 001 € bei Zusammenveranlagung) mit einem Steuersatz von 42%. Ferner 

soll  eine  „dritte  Progressionszone“  ab  einem  zvE  in  Höhe  von  64 001  bis  100 000  €  (bzw. 

128 002 bis 200 000 € bei Zusammenveranlagung) mit einem von 42 auf 49% linear steigenden 

Steuersatz  eingeführt  werden.  Ab  einem  zvE  in  Höhe  von  100 000  €  (bzw.  200 000  €  bei 

Zusammenveranlagung) soll der Steuersatz 49% betragen („obere Proportionalzone“). 
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Tabelle 4   
Steuertarif TSPD 

Tarifbereich 
Zu versteuerndes 

Einkommen 
Steuerbetragsfunktionen 

1  0 bis 8.354  €  Tଵ,ୗ୔ୈሺXሻ ൌ 0 

2  8.355 bis 13.469  €  Tଶ,ୗ୔ୈሺXሻ ൌ 0,000009745 ∙ Xଶ െ 0,0228 ∙ X െ 489,40 

3  13.470 bis 52.881  €  Tଷ,ୗ୔ୈሺXሻ ൌ 0,00000229 ∙ Xଶ ൅ 0,178083 ∙ X െ 1.842,48 

4  52.882 bis 64.000 €  Tସ,ୗ୔ୈሺXሻ ൌ 0,42 ∙ X െ 8.238,88 

5  64.001 bis 99.999  €  Tହ,ୗ୔ୈሺXሻ ൌ 0,0000009722 ∙ Xଶ ൅ 0,29555 ∙ X െ 4.256,55 

6  ab 100.000  €  T଺,ୗ୔ୈሺXሻ ൌ 0,49 ∙ X െ 13.978,85 

Eigene Darstellung. T: Steuerschuld; X: zu versteuerndes Einkommen. 

Der Verlauf der Durchschnittssteuersatzfunktion zeigt, dass auch der SPD‐Tarif verzögert pro‐

gressiv  ist. Die  zusätzlichen  „Knickstellen“  im  Tarif  bei  60 000 €  und  der  lineare Anstieg  der 

Grenzbelastung  bis  100 000 €  verändern  die  grundlegende  Struktur  und  die  Eigenschaft  des 

Einkommensteuertarifs nicht. Aus Anreizgesichtspunkten müsste genauer untersucht werden, 

welche  negativen Auswirkungen  vom  (nochmaligen) Anstieg  der Grenzbelastung  im  Einkom‐

mensbereich von 60 000 bis 100 000 € und vom um 7%‐Punkte auf 49% angehobenen Spitzen‐

steuersatz für zvE über 100 000 € ausgehen. 

Schaubild 3   
SPD‐Tarif  – Grenz‐ und Durchschnittssteuersatzfunktion 
2014, in % 

 

Eigene Abbildung.	

4.4  Bündnis 90/Die Grünen 

Eingeleitet wird die Vorstellung des Konzepts zur Einkommensbesteuerung der B‘90/Grünen 

mit  der  Aussage  „Grüne  Steuerpolitik  ist  gerecht,  weil  stärkere  Schultern  mehr  tragen  als 

schwache.“ Das allein unterscheidet die Vorstellung der B‘90/Grünen von einer gerechten Ein‐

kommensbesteuerung allerdings noch nicht von den Vorstellungen der anderen Parteien, weil 

diese Gewichtung von allen geteilt wird. Allerdings werden im Wahlprogramm der B‘90/Grünen 
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auch konkrete Tarifveränderungen angekündigt, die zu einer noch stärkeren Umverteilung der 

Einkommensteuerbelastung  führen.  Um  einer  von  den  B‘90/Grünen  diagnostizierten  zuneh‐

menden Konzentration von Einkommen und Vermögen entgegen zu wirken, „soll der Spitzen‐

steuersatz  auf  45%  bei  60 000 Euro  zu  versteuerndem  Einkommen  angehoben werden,  um 

dann bei 80 000 Euro bei 49% zu liegen.“ Zudem soll „das steuerfreie Existenzminimum für alle 

auf mindestens 8 700 Euro“ angehoben werden. 

Im Vergleich  zum  geltenden  Einkommensteuertarif  ist  konkret  ein höherer Grundfreibetrag 

von 8 712 € vorgesehen. Der Eingangssteuersatz in Höhe von 14% soll demnach erst ab einem 

zvE in Höhe von 8 713 € greifen und wie beim Tarif T2014 bis zu einem Einkommen in Höhe von 

13 469 € auf 24% steigen (Tarifbereich 2). Tarifbereich 3 reicht mit  linear steigenden Grenzbe‐

lastungen bis 59 440 € mit einem Steuersatz von 45%. Es folgt ein weiterer Tarifbereich (4) bis 

80 000 € mit nochmals  linear steigenden Steuersätzen bis zum höchsten Steuersatz von 49%. 

Der „Spitzensteuersatz“ von 49% gilt dann für alle Einkommen über 80 000 €. 

Ähnlich wie beim SPD‐Tarif ändern auch die Vorschläge der B‘90/Grünen nichts an der zentra‐

len Eigenschaft des Tarifs, der – wie der Verlauf der Durchschnittssteuersatzfunktion  zeigt – 

weiterhin  verzögert  progressiv  wäre.  Die  durchschnittliche  Belastung  der  Steuerpflichtigen 

steigt  ab  einem  zvE  von  60 000 €  deutlich:  Bei  einem  zvE  in Höhe  von  100 000 €  steigt  die 

durchschnittliche Belastung gegenüber dem Status quo um rd. 2,5%‐Punkte (36,2 statt 33,7%), 

bei 250 000 € liegt die Belastung sogar um rd. 5%‐Punkte (43,9 statt 38,7%) über der Belastung 

des T2014.  

Tabelle 5   
Steuertarif TGrüne 

Tarifbereich 
Zu versteuerndes 

Einkommen 
Steuerbetragsfunktionen 

1  0 bis 8.712  €  Tଵ,ୋ୰ü୬ୣሺXሻ ൌ 0 

2  8.713 bis 13.469  €  Tଶ,ୋ୰ü୬ୣሺXሻ ൌ 0,000009428 ∙ Xଶ െ 0,14277 ∙ X െ 591,21 

3  13.470 bis 59.440  €  Tଷ,ୋ୰ü୬ୣሺXሻ ൌ 0,00000229 ∙ Xଶ ൅ 0,178085 ∙ X െ 1.886,67 

4  59.441 bis 80.000  €  Tସ,ୋ୰ü୬ୣሺXሻ ൌ 0,0000009728 ∙ Xଶ ൅ 0.3344 ∙ X െ 6.531,11 

5  ab 80.001  €  Tହ,ୋ୰ü୬ୣሺXሻ ൌ 0,49 ∙ X െ 12.756,79 

Eigene Darstellung. T: Steuerschuld; X: zu versteuerndes Einkommen. 

Auch die von den B‘90/Grünen vorgeschlagenen Änderungen verändern nicht die Grundstruk‐
tur des Einkommensteuertarifs  (Schaubild 4). Zusätzlich  zum etwas höheren Grundfreibetrag 
steigt  die  Grenzbelastung  auch  noch  im  Einkommensbereich  zwischen  53 000  und  knapp 
59 440 € bis zu einer Belastung von 45% linear an, ein etwas flacherer Anstieg der Grenzbelas‐
tung bis 49% gilt zudem für zvE ab 59 441 € bis 80 000 €. Ab 80 001 € greift dann für alle zvE der 
Spitzensteuersatz von 49%.   
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Schaubild 4   
Grenz‐ und Durchschnittssteuersätze des „Grünen‐Tarifs“ TGrüne 
in % 

 

Eigene Darstellung.  

Auch  für den B‘90/Grünen‐Tarif gilt, dass die durch den deutlichen Anstieg der Grenzbelas‐

tung induzierten negativen Auswirkungen auf das Arbeitsangebot und vor allem auf die Investi‐

tionen der Unternehmen untersucht werden müssten. Die im Vergleich zum T2014 deutlich stei‐

gende Grenzbelastung bei  zvE über 53 000 € dürfte erhebliche negative Anreizwirkungen auf 

das Arbeitsangebot  und  auf  Investitionen  verursachen.  Bei  einem  zvE  in Höhe  von  80 000 € 

liegt  die Grenzbelastung mit  49%  immerhin  um  7%‐Punkte  über  dem  Spitzensteuersatz  des 

T2014, wenn man  zunächst  die  Reichensteuer  –  die  auch  nur  von  einem  geringen  Anteil  der 

Steuerpflichtigen zu entrichten ist – außen vor lässt.  

4.5  Die Linke 

„Mit Steuern umsteuern“ will die Partei Die Linke. Aus  ihrer Sicht haben sich „nicht nur das 

Vermögen und der private Reichtum“ sehr ungleich entwickelt, „auch die Schere der Einkom‐

men hat sich weiter geöffnet“. Die Linke will gezielt diejenigen mit höheren Einkommen durch 

eine Tarifänderung belasten und diejenigen, „die wenig verdienen oder ein mittleres Einkom‐

men haben“, entlasten. Konkret: „Indem der Grundfreibetrag auf 9 300 Euro erhöht wird, wer‐

den auf Bruttolöhne bis 1 000 Euro im Monat keine Steuern mehr fällig. Monatliche Bruttolöh‐

ne  bis  6 000 Euro werden  entlastet,  indem  der  Tarifverlauf  der  Einkommensteuer  geglättet 

wird. Das bedeutet konkret: Bei einem monatlichen Verdienst in Höhe von 2 500 Euro müssen 

rund 85 Euro weniger  Steuern  gezahlt werden. Der  Spitzensteuersatz dagegen  soll  ab einem 

Einkommen von 65 000 Euro pro  Jahr wieder auf 53%  (wie unter der Kohl‐Regierung) erhöht 

werden.  Sehr hohe Einkommen wollen wir besonders besteuern:  Jeder  Euro, der über einer 

Million Einkommen liegt, soll mit 75 Prozent besteuert werden (Reichensteuer).“ 

Nach dem  Tarif  TLinke bleibt das  zvE  zwar bis  zu  einem Betrag  von 9 300 € unbesteuert. Ab 

13 470 € steigt aber die Grenzbelastung deutlich schneller und auch über einen wesentlich grö‐

ßeren  Einkommensbereich bis  zum  einem  zvE  in Höhe  von  65 000 €  auf  eine Belastung  von 

53%. Dieser im Vergleich zum aktuellen Tarif um 9%‐Punkte höhere Spitzensteuersatz gilt dann 
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für alle zvE bis zu 1 Mio. €. Steuerpflichtige mit einem zvE von über 1 Mio. € sollen sogar mit 

75% belastet werden (Tabelle 6). 

Tabelle 6   
Steuertarif TLinke 

Tarifbereich 
Zu versteuerndes 

Einkommen 
Steuerbetragsfunktionen 

1  0 bis 9.300  €  Tଵ,୐୧୬୩ୣሺXሻ ൌ 0 

2  9.301 bis 13.469  €  Tଶ,୐୧୬୩ୣሺXሻ ൌ 0,00001196 ∙ Xଶ െ 0,0824 ∙ X െ 267,81 

3  13.470 bis 64.999  €  Tଷ,୐୧୬୩ୣሺXሻ ൌ 0,000002817 ∙ Xଶ ൅ 0,16382 ∙ X െ 1.926,03 

4  65.000 bis 1.000.000  €  Tସ,୐୧୬୩ୣሺXሻ ൌ 0,53 ∙ X െ 13.826,66 

5  ab 1.000.001  €  Tହ,୐୧୬୩ୣሺXሻ ൌ 0,75 ∙ X െ 233.826,66 

Eigene Darstellung. T: Steuerschuld; X: zu versteuerndes Einkommen. 

Aufgrund der deutlichen Anhebung des Grundfreibetrages  liegt die durchschnittliche Belas‐

tung  der  Steuerpflichtigen  trotz  der  deutlich  höheren Grenzbelastung  auch  im  unteren  Ein‐

kommensbereich erst ab einem zvE in Höhe von 32 000 € wieder über der Belastung durch den 

Tarif T2014 (Schaubild 5). 

Schaubild 5   
Grenz‐ und Durchschnittssteuersätze des „DIE LINKE‐Tarif“ TLINKE 
2014 

 

Eigene Darstellung. 

Wegen der von der Partei Die Linke vorgeschlagenen deutlichen Anhebung der Grenzbelas‐

tungen  ist die Untersuchung der  induzierten negativen Auswirkungen auf das Arbeitsangebot 

und auf  Investitionen der Unternehmen von besonderer Bedeutung. Wegen der  im Vergleich 

zum  aktuellen  Tarif  T2014  und  sogar  auch  im  Vergleich  zu  den  Vorschlägen  von  SPD  und 

B‘90/Grüne deutlich höheren Grenzbelastung bei zvE über 53 000 € dürften von den Vorschlä‐

gen der Partei Die Linke erhebliche negative Anreizeffekte ausgehen, die schon mittelfristig die 

von der Partei mit den Vorschlägen  verbundenen Aufkommenserwartungen  zunichtemachen 

dürften. 
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5  Aufkommens‐ und Belastungsanalyse der Reformvorschläge 

Im Folgenden wird auf Basis der Daten der Lohn‐ und Einkommensteuerstatistik untersucht, 

welche Effekte die Umsetzung der geplanten Tarifänderungen auf das Steueraufkommen der 

Einkommensteuer hätte und welche Verteilungswirkungen eintreten würden. Dabei wird  zu‐

nächst  vereinfachend  angenommen,  dass  die  Tarifänderungen  keine  Auswirkungen  auf  die 

Entscheidungen der Steuerpflichtigen haben, die  zu den an die Finanzämter gemeldeten Ein‐

künften führen. Die Aufkommenseffekte werden in Abschnitt 5.1. beschrieben. Bei den festge‐

stellten Verteilungswirkungen der Tarifreformen werden  zwei Vorgehensweisen gewählt: Zu‐

nächst wird in Abschnitt 5.2 herausgearbeitet und bewertet, in welchem Ausmaß sich die Steu‐

erzahlungen bei den Reformvarianten im Vergleich zum Status quo (des Tarifs T2014) verändern. 

Gemessen werden diese Effekte in Euro‐Beträgen. In Abschnitt 5.3 werden die in Euro‐Beträgen 

ausgedrückten  Effekte  in  Relation  zu  den  Steuerzahlungen  eines  Steuerpflichtigen  im  Status 

quo ausgedrückt. Damit werden relative Be‐ und Entlastungen beschrieben, wodurch wichtige 

Informationen zur Bewertung der Tarifänderungen gewonnen werden. 

Aus unserer Sicht sind die zuletzt genannten Ergebnisse für relative Be‐ und Entlastungen von 

zentraler  Bedeutung, weil  die  in  absoluten  Euro‐Beträgen  ausgedrückten  Effekte  im Grunde 

genommen  zu wenige  Informationen  für  eine  gehaltvolle  Bewertung  bieten. Wie  groß  bei‐

spielsweise  die  zusätzliche  Belastung  eines  Steuerpflichtigen  ist,  der  nach  einer  Tarifreform 

eine um 100 Euro gestiegene Steuerzahlung zu  leisten hat,  lässt sich nur zufriedenstellend be‐

werten, wenn der zusätzlich zu zahlende Betrag in Relation zum zvE oder zur zuvor geleisteten 

Steuerzahlung gesetzt wird. Mit beiden Relationen  lassen sich „Belastungen“ ausdrücken, die 

anhand der  jeweiligen Bezugsbeträge  (zvE oder bisherige Steuerzahlung) aussagefähig einge‐

ordnet werden können. 

In der Darstellung  in Abschnitt 5.3 drücken wir die relativen Belastungen durch einen Bezug 

der veränderten Steuerzahlungen auf die Steuerzahlungen im Status quo aus. In Abschnitt 5.4. 

werden Arbeitsangebotseffekte erläutert, abschließend erfolgt  in Abschnitt 5.5 eine Gesamt‐

bewertung der vorgeschlagenen Tarifänderungen, wobei die hier analysierten Pläne in die Aus‐

sagen zum gesamten Steuersystem eigeordnet werden. >  

Tabelle 7   
Dezilgrenzen und Anzahl an Beobachtungen 
2014 

Dezil  Gesamtbetrag der Einkünfte Steuerpflichtige Stichprobe 
Steuerpflichtige insgesamt 

(hochgerechnet)

1  830  634 983  3 518 630 

2  5 393  604 930  3 518 630 

3  11 638  508 077  3 518 680 

4  18 802  380 986  3 518 810 

5  25 648  83 725  3 518 400 

6  31 921  67 702  3 518 730 

7  39 171  57 672  3 519 030 

8  49 783  52 531  3 518 160 

9  69 108  93 383  3 518 160 

10  > 69 108  103 4641  3 518 160 

Eigene Darstellung. 
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5.1  Aufkommenseffekte 

Im Jahr 2012 betrug das Aufkommen der Einkommensteuer 186 Mrd. €, für 2013 erwartet der 

Arbeitskreis Steuerschätzungen ein Aufkommen in Höhe von rd. 198 Mrd. €11. Unter Berücksich‐

tigung  des Anstiegs  des Grundfreibetrags  auf  8 354 Mrd. €  –  also  unter  Zugrundelegung  des 

T2014 – erwartet der Arbeitskreis für 2014 ein Aufkommen  in Höhe von 209 Mrd. € (Tabelle 8). 

Der von den Regierungsparteien bereits  in Gesetzesform angekündigte Abbau der kalten Pro‐

gression vermindert das Einkommensteueraufkommen im Vergleich zum T2014 um gut 3 Mrd. €, 

also um etwa 1,5% des Aufkommens. Die Vorschläge der derzeitigen Oppositionsparteien füh‐

ren sämtlich zu einem höheren Aufkommen – und damit zu einer höheren Belastung der Steu‐

erpflichtigen. Die Reformpläne von SPD und B‘90/Grünen erhöhen das Aufkommen bzw. die 

Steuerbelastung  im Vergleich zum T2014  jeweils um mehr als 5 Mrd. €, nach den Vorstellungen 

der Partei Die Linke sollen das Aufkommen und damit die Belastungen  im Vergleich zum Tarif 

T2014 sogar um 16,4 Mrd. € gesteigert werden, was einem Anstieg von rd. 8% entspricht. 

Tabelle 8   
Aufkommenseffekte  

Reformschritt  Kurzbeschreibung 
Mehr‐/Minderaufkommen 
in Mrd. € (Veränderung in %) 

2014  Status‐Quo  209,00 

CDU/CSU und FDP  „Abbau kalte Progression“  ‐3,12 (‐1,5%) 

SPD  „Für eine gerechte Steuerpolitik“  5,20 (+2,5%) 

B‘90/Grüne  „Die grüne Einkommensteuer“  5,39 (+2,6%) 

Die Linke  „Mit Steuern umsteuern“  16,40 (+8,0%) 

Eigene Berechnungen. 

Die Struktur der Verteilung der Steuerzahlungen auf die einzelnen Dezile reflektiert nicht nur 

beim  derzeitigen  Tarif  bzw.  beim  Tarif  T2014,  sondern  auch  bei  allen  Reformvorschlägen  den 

progressiven Tarif. Die Steuerzahlungen steigen mit der Höhe des zvE und sind im oberen Dezil 

der Einkommensverteilung deutlich höher als  im Dezil darunter. Weil die Vorschläge von SPD 

und von B‘90/Grünen die Grenzbelastungen erst bei zvE ab 53 000 € erhöhen, steigen bei die‐

sen  Vorschlägen  die  Steuerzahlungen  der  Steuerpflichtigen  des  oberen Dezils  (Schaubild  6). 

Beim Vorschlag der  SPD  erhöht  sich die durchschnittliche  Steuerzahlung  in diesem Dezil  auf 

knapp unter 30 000 €, beim Vorschlag von B‘90/Grünen sogar auf knapp über 30 000 €. Beim 

Vorschlag der Partei Die  Linke  steigt wegen der höheren Grenzbelastung bereits  für  zvE von 

über 13 470 € die durchschnittliche Steuerzahlung bereits  für die Steuerpflichtigen des 9. De‐

zils, für die Steuerpflichtigen mit den höchsten zvE steigt die Steuerzahlung auf den Höchstbe‐

trag von knapp 32 000 €.    

                                                            

11 Arbeitskreis Steuerschätzungen, Pressekonferenz vom 8. Mai 2013. 
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Schaubild 6   
Einkommensteuerzahlungen  
2014, in € 

 
Eigene Darstellung. 

Bis  inklusive des achten Dezils verändern die Wahlprogramme die Einkommensteuerzahlun‐

gen kaum, wenn  lediglich die Tarifänderungen betrachtet werden, also die Effekte einer Ein‐

schränkung beim Ehegattensplitting nicht mit einbezogen werden. Die Höhe des Grundfreibe‐

trags beim Tarif T2014 sorgt ebenso wie die  in den Reformvorschlägen genannten Grundfreibe‐

träge dafür, dass die 30% der Steuerpflichtigen am unteren Ende der Einkommensskala keine 

Steuerzahlungen zu  leisten haben. Auch die Steuerzahlpflichtigen  im vierten Dezil haben nach 

den Vorstellungen aller Parteien noch einen relativ niedrigen Betrag an den Fiskus abzuführen. 

Im  fünften  Dezil  steigen  die  Steuerzahlungen  dann mit  Beträgen  von  1 683 €  (TLinke)  bis  zu 

1 838 € (TSPD).  

5.2  Absolute Be‐ und Entlastungswirkungen 

Absolute Entlastungen gegenüber dem Status quo ergeben sich beim CDU‐Tarif  für alle Ein‐

kommensteuerzahler aufgrund des Ausgleichs des Effektes der kalten Progression durch eine 

„Rechtsverschiebung“ des Tarifs, beim B‘90/Grünen‐Tarif aufgrund der Anhebung des Grund‐

freibetrages für die Steuerzahler bis einschließlich zum neunten Dezil und beim Tarif der Partei 

Die Linke aufgrund der Anhebung des Grundfreibetrags für alle Steuerzahler bis einschließlich 

zum achten Dezil. 
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Schaubild 7   
Absolute Be‐ und Entlastungen der Einkommensteuerzahlung 
2014, in € 

 

Eigene Darstellung. 

Der Ausgleich des Effektes der kalten Progression bewirkt eine mit der Höhe des zvE zuneh‐

mende absolute Entlastung der Steuerzahler; auch dieser Effekt resultiert aus der Progressivität 

des Tarifs, solange er lediglich nach rechts verschoben, aber ansonsten in seiner Struktur nicht 

verändert wird. Eine Entlastung auch der  Steuerpflichtigen mit den höchsten Einkommen  ist 

lediglich mit dem Vorschlag zur Beseitigung der Effekte der kalten Progression von den Parteien 

der derzeitigen Regierungskoalition verbunden.  

Bei den Tarifen der B‘90/Grünen und der Partei Die Linke werden die durch die Anhebung des 
Grundfreibetrags induzierten Entlastungen der hohen Einkommen durch die gleichzeitige Belas‐

tung  der  hohen  Einkommen  durch  die  Anhebung  der  Grenzbelastung  ab  53 000 €  deutlich 

überkompensiert; beim Tarif TLinke sorgt die  im Vergleich zum T2014 höhere Grenzbelastung be‐

reits bei den Steuerpflichtigen des achten Dezils für eine absolute Zunahme der Belastung  im 

Vergleich zum Status quo. Sowohl beim Tarif TLinke als auch beim Tarif TGrüne steigen die absolu‐

ten Belastungen der Steuerpflichtigen der oberen zehn Prozent der Einkommensskala deutlich, 

bei TLinke um 3 187 € und bei TGrüne um 1 333 €. Vom Tarifvorschlag der SPD  sind  lediglich die 

Steuerpflichtigen des oberen Dezils betroffen, deren absolute Steuerzahlungen steigen im Ver‐

gleich zum Status quo durchschnittlich um 977 €.  

Dass der Tarifvorschlag der Partei Die Linke das mit Abstand höchste Umverteilungsvolumen 

besitzt, sowohl im Vergleich zum Status quo als auch im Vergleich zu den Tarifvorschlägen der 

anderen Parteien, wird durch die stärkere absolute Entlastung der Steuerpflichtigen vom drit‐

ten bis zum achten Dezil deutlich. Kehrseite dieses Entlastungseffektes bei den Einkommen der 

Dezile drei bis acht ist die deutlich höhere Belastung der Steuerpflichtigen des obersten Dezils. 

Ein  Teil  der  durch  die  höheren  Steuereinnahmen  induzierten  zusätzlichen  Steuereinnahmen 

werden bei diesem Vorschlag mithin dazu verwendet, die Entlastung der Steuerpflichtigen mit 

zvE bis zu 9 300 € auszugleichen.  
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Schaubild 8   
Absolute Be‐ und Entlastungen der Einkommensteuerzahlung und des Solidaritätszuschlags 
2014, in € 

 

Eigene Darstellung. 

Werden die Belastungen durch den Solidaritätszuschlag in die Analyse mit einbezogen, erge‐

ben sich bei den Tarifen der CDU, der SPD, der B‘90/Grünen und der Partei Die Linke nur mar‐

ginale Veränderungen sowohl bei den Ent‐ als auch bei den Belastungen. Deutliche Entlastun‐

gen durch eine stufenweise Abschaffung des Solis schlägt die FDP vor. Obwohl die Progressi‐

onswirkung des Solis geringer ist als die der Einkommensteuer, ist auch die Entlastungswirkung 

durch eine Abschaffung des Solis ein Resultat der Progressionswirkung auch dieses Zuschlags 

zur Einkommensteuer. Entlastet werden zwar alle Steuerzahler, aber sie können natürlich  ins‐

gesamt nur in dem Ausmaß entlastet werden in dem sie zuvor durch die Zahlung des Solis be‐

lastet wurden.  Entlastet werden  die  Steuerzahler  vom  vierten Dezil  an, mit  durchschnittlich 

24 €, bis hin zu den Steuerpflichtigen des obersten Dezils in Höhe von durchschnittlich 1 580 €. 

Die hohe durchschnittliche Entlastung der Steuerpflichtigen des obersten Dezils soll allerdings 

nach den Vorstellungen der FDP erst später und dann zeitlich „gestreckt“ eingeführt werden. 

Der  FDP‐Vorschlag  einer  stufenweisen  Abschaffung  des  Solis,  zunächst  beschränkt  auf  eine 

Entlastung bis zum einem zvE  in Höhe etwa 69 100 €, würde es mithin ermöglichen, auch bei 

dieser Minderung der Steuerbelastung Verteilungsaspekte zu berücksichtigen. Auf dem Wahl‐

parteitag Anfang Mai 2013 gab es hierzu jedoch keinen konkreten Beschluss. 

5.3  Relative Be‐ und Entlastungswirkungen 

Wie oben ausgeführt, bieten die  relativen Be‐ und Entlastungen der verschiedenen Reform‐

vorschläge die  interessanteren Ergebnisse: Die  im CDU/CSU‐ und  im FDP‐Tarif umgesetzte Be‐

seitigung der kalten Progression führt zu einem im Vergleich zu den absoluten Veränderungen 

eher gleichmäßigen Anstieg der Entlastungen mit steigendem zvE, angefangen von einer Entlas‐

tung um 0,1% im 4. Dezil bis zu einer Entlastung um 0,7% der Steuerpflichtigen im oberen Dezil. 

Stärkere Entlastungen ergeben  sich bei den Steuerpflichtigen bis  zum 8. Dezil  lediglich durch 

den Tarif der Partei Die Linke  (TLinke), die nach einer moderaten Entlastung  in Höhe von etwa 

0,3% im 3. Dezil die Steuerpflichtigen in den Dezilen vier bis acht mit 1% oder knapp darunter 

deutlich entlastet. Die Steuerpflichtigen des 9. Dezils werden dann durch den TLinke nur noch um 

etwa 0,3% entlastet,  finanziert wird die    veränderte Verteilung der  Steuerlast durch eine  im 
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Vergleich zu allen anderen Parteien deutlich höhere relative Belastung der Steuerpflichtigen im 

oberen Dezil: Für die Steuerpflichtigen mit den 10% der höchsten zvE erhöht sich die Steuer‐

zahlung im Vergleich zur Zahlung im Status quo um rd. 2,8%. 

Auch nach den Vorstellungen von SPD und B‘90/Grünen steigt die relative Belastung der Steu‐

erpflichtigen  im obersten Dezil, allerdings  ist die Belastungszunahme  im Vergleich zu den Vor‐

stellungen der Partei Die Linke mit einem Plus von 0,6% (SPD) und 0,8% (B‘90/Grüne) deutlich 

niedriger.  Im Vergleich zur von CDU/CSU und FDP angestrebten Entlastung durch die Beseiti‐

gung  der  kalten  Progression  ergeben  sich  natürlich  sowohl  beim  SPD‐Tarif  als  auch  beim 

B‘90/Grünen‐Tarif deutliche Mehrbelastungen der Steuerpflichtigen  im obersten Dezil (Schau‐

bild 9). 

Im Vergleich zum SPD‐Tarif, der keine Entlastungen für Steuerpflichtige, sondern lediglich Be‐

lastungen der Steuerpflichtigen im obersten Dezil vorsieht, werden beim B‘90/Grünen‐Tarif die 

Steuerzahler bis zum 9. Dezil entlastet, wobei die Entlastung mit maximal 0,34% der Status quo‐

Steuerzahlung allerdings relativ gering ausfällt. 

Schaubild 9   
Relative Be‐ und Entlastungen der Einkommensteuerreformen 
2014, in % der Status quo‐Einkommensteuerzahlung (nach T2014) 

 

Eigene Darstellung. 

Mit Berücksichtigung des Solis kann gezeigt werden, dass die Vorschläge der FDP zur Abschaf‐

fung des Solis letztlich alle Steuerpflichtigen ab dem 4. Dezil relativ zu ihrer bisherigen Steuer‐

zahlung entlasten (Schaubild 10)12. Dabei steigt die durch eine komplette Abschaffung des Solis 

verursachte Entlastung im Vergleich zur Status quo‐Steuerzahlung von 0,15% im 4. Dezil bis auf 

2,4% im 10. Dezil. 

                                                            

12 Bemessungsgrundlage des Soli  ist die gezahlte Einkommensteuer; erst ab einer ESt‐Zahlung  in Höhe 
von 1 944 € sind Steuerpflichtige vom Soli betroffen. 
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Schaubild 10   
Relative Be‐ und Entlastungen der Einkommensteuer‐ und Solidaritätszuschlagszahlungen 
2014, in % der Status quo‐Steuerzahlung (nach T2014) 

 

Eigene Darstellung. 

Interessant  ist, dass bereits für die Steuerpflichtigen  im 7. und 8. Dezil  (also bei zvE  in Höhe 

von 31 922 bis zu 49 783 €) die  relativen Entlastungen der Tarife von FDP und der Partei Die 

Linke mit annähernd 0,1%  in etwa gleich hoch sind –  freilich einmal ohne Soli‐Belastung und 

einmal inklusive. Für die Steuerpflichtigen im obersten Dezil erhöhen die Vorschläge der Partei 

Die Linke die relative Belastung der Einkommensteuer  (inklusive Soli)  immerhin um 3%, wäh‐

rend die FDP die Steuerpflichtigen im oberen Dezil bis zum Auslaufen des Solidarpakts im Jahr 

2019 durch die Abschaffung des Solis um etwa 2,4% entlasten will. 

5.4  Arbeitsangebotseffekte 

Mit  dem  RWI‐Mikrosimulationsmodell  werden  die  potenziellen  Arbeitsangebotswirkungen 

der  Einkommensteuertarifreformen  der  Parteien  analysiert.  Dabei  werden  Veränderungen 

durch  eine höhere  Partizipation der bisher  Erwerbslosen  am Arbeitsmarkt  (extensive Anpas‐

sung)  und  eine  Erhöhung  der  angebotenen Arbeitszeit  der  Erwerbstätigen  (intensive Anpas‐

sung)  im Vergleich zum Status quo ermittelt. Es handelt sich dabei um maximale Arbeitsange‐

botseffekte  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  zusätzliche Arbeitsangebot  auch  auf  die  ent‐

sprechende Arbeitsnachfrage trifft. Insgesamt ergeben sich lediglich geringe positive Arbeitsan‐

gebotseffekte (Tabelle 9).  

Die im Vergleich zum Status quo höhere Partizipation von bisher Erwerbslosen ist insbesonde‐

re auf die in allen Vorschlägen geplante Erhöhung des Grundfreibetrages zurückzuführen. Da es 

sich beim RWI‐Mikrosimulationsmodell um ein statisches Partialmodell handelt, das versucht, 

die unmittelbaren Veränderungen beim Arbeitsangebot derjenigen zu quantifizieren, bei denen 

eine grundsätzliche Flexibilität bei der Wahl der Arbeitsangebots angenommen wird, sind die 

positiven Effekte der Vorschläge von SPD, B‘90/Grünen und der Partei Die Linke vorsichtig zu 

interpretieren. Denn das RWI‐Modell erfasst keine dynamischen Effekte, die insbesondere auf‐

grund von Reaktionen auf die deutlich höheren Steuerbelastungen der Selbständigen, der Frei‐

berufler und der Privatunternehmen in der mittleren und langen Frist zu erwarten sind. 
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Tabelle 9 
Arbeitsangebotsanpassungen eines statischen Partialmodells 

Ohne Berücksichtigung der Arbeitsnachfrage 

Partizipation (inTsd.) 
Veränderung zum 
Status quo (in%) 

VZÄ (inTsd.) 
Veränderung zum 
Status quo (in%) 

CDU/CSU u. FDP 14,69 0,053 16,97 0,064 

SPD 6,36 0,023 6,56 0,025 

Grüne 9,84 0,0355 9,78 0,037 

Linke 10,87 0,039 7,46 0,028 

Eigene Berechnungen auf Basis des SOEP. – VZÄ: Vollzeitäquivalente. 

Insbesondere bei den von der Partei Die Linke vorgeschlagenen Tarifveränderungen, bei de‐

nen die Entlastungen durch die Anhebung des Grundfreibetrags eine deutliche Erhöhung der 

Grenzbelastung bereits ab einem zvE von 13 470 € „finanziert“ wird, ist davon auszugehen, dass 

die im Vergleich zum Status quo mit diesem Vorschlag verbundene zusätzliche Steuerbelastung 

in Höhe von  insgesamt über 16 Mrd. € erhebliche negative Folgen für das Arbeitsangebot hat. 

Bei den Vorschlägen von B‘90/Grünen und SPD werden die Grenzbelastungen ab einem zvE von 

etwa 53 000 bzw. 64 000 € deutlich erhöht. Gerade bei den hohen Einkommen  (das oberste 

Dezil der Steuerpflichtigen beginnt bei einem zvE  in Höhe von etwa 69 100 €) können die Ar‐

beitsmarkteffekte von einem statischen Modell nur unvollständig erfasst werden, weil es sich in 

der Regel um dynamische Effekte handelt. Anpassungen an veränderte Rahmenbedingungen 

beanspruchen  insbesondere bei  Investitionsentscheidungen von Selbständigen und Betrieben 

eine gewisse Zeit. 

Berücksichtigt werden muss hier ferner, dass mit dem statischen RWI‐Modell eine Reihe von 

weiteren  Möglichkeiten  von  legalen  Ausweichreaktionen  auf  eine  deutliche  Anhebung  der 

steuerlichen Grenzbelastung nicht abgebildet werden können. So können etwa durch eine An‐

hebung  der  Steuerbelastung  induzierte  innerfamiliäre  Verlagerungen  von  Einkommensteilen 

von den Steuerpflichtigen mit hohem auf Steuerpflichtige mit niedrigerem Einkommen ebenso 

nicht erfasst werden wie eine veränderte Zuordnung von Einkommen auf andere Steuerjahre 

(mit niedrigerem zvE) oder Wohnsitzverlagerungen. Auf längere Sicht können eine nach Auffas‐

sung der  Steuerpflichtigen  „zu hohe“  steuerliche Belastung  von  zusätzlich  erzieltem  Einkom‐

men  (bzw.  von  zusätzlich  realisierten Gewinnen)  zudem  das Anstrengungsverhalten  und  die 

Bereitschaft zur Übernahme von Risiken verändern, was die wirtschaftliche Dynamik unter Um‐

ständen deutlich schwächen könnte (Feldstein, 1995). 

Im Rahmen der hier untersuchten Auswirkungen auf das Arbeitsangebot muss  festgehalten 

werden, dass eine deutliche Betonung der positiven Effekte der jeweils vorgeschlagenen Anhe‐

bung der Grundfreibeträge vorliegt. Hier handelt es sich in erster Linie um die Entscheidung von 

erwerbsfähigen Arbeitssuchenden, ob Arbeit überhaupt angeboten wird. Nicht berücksichtigt 

wird  in  der  hier  vorgenommenen  Analyse  allerdings,  in welchem  Ausmaß  eine  gleichzeitige 

Anhebung von Transferleistungen, wie sie in den Wahlprogrammen von SPD, B’90/Grünen und 

der Partei Die Linke vorgesehen wird, sich auf die Aufnahme einer Beschäftigung auswirkt. Nur 

unzureichend können  im Rahmen des verwendeten  statischen Modells die  sich  im Zeitablauf 

zeigenden  Konsequenzen  von  Verhaltensanpassungen  der  Steuerpflichtigen mit  hohen  Ein‐

kommen abgebildet werden. Dies gilt insbesondere für selbständige Einkommensteuerpflichti‐

ge und Privatunternehmen. Die mit den Vorschlägen von SPD, B‘90/Grünen und der Partei Die 

Linke einhergehende Reduzierung der (zusätzlich erzielbaren) Nettoeinkommen bzw. Nettoge‐
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winne dürfte  in einer dynamischen Betrachtung eher negative Auswirkungen auf den Arbeits‐

markt haben.  

5.5  Bewertung vor dem Hintergrund weiterer Steuerreformvorschläge  

Naturgemäß werden in den jeweiligen Wahlprogrammen bzw. den bis heute vorliegenden Po‐

sitionen  zur  aktuellen  Steuerpolitik und hier  speziell  zur Einkommensteuer  von den Parteien 

sehr unterschiedliche Standpunkte eingenommen. Die Parteien der aktuellen Regierungskoali‐

tion sehen die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte auf gutem Kurs – zumindest den Bund 

betreffend, wo sie die Verantwortung tragen. Aus der guten wirtschaftlichen Entwicklung nach 

dem Krisenjahr 2009 und den damit verbundenen hohen Steuereinnahmen  leiten sie ab, dass 

keine  Steuererhöhungen  notwendig  sind, weder bei der  Einkommensteuer noch bei der Be‐

steuerung des Vermögens oder der Erbschaften. Vielmehr wird davor gewarnt, dass Steuerer‐

höhungen die wirtschaftliche Dynamik bremsen könnten – in Form von nachlassenden Investi‐

tionen der Unternehmen und nachlassender Bereitschaft zu einem verstärkten Arbeitsangebot 

von denjenigen, bei denen die Rahmenbedingungen dies ermöglichen. Die Oppositionsparteien 

im gegenwärtigen Bundestag (SPD, B‘90/Grüne und Die Linke) kritisieren die aktuelle Steuerpo‐

litik, weil durch sie ein nur unzureichendes Aufkommen zur Finanzierung notwendiger staatli‐

cher Ausgaben generiert würde und vor allem weil die Lasten des derzeitigen Steuersystems 

nicht „gerecht“ verteilt seien.  

Zwar ist für die Bürger und Unternehmen im Prinzip die gesamte Last des Steuersystems rele‐

vant, denn es hilft wenig, wenn die Belastung einer Steuer X  reduziert wird, dafür aber eine 

ähnliche Belastung durch eine Steuer Y geschaffen wird. Bei der Beurteilung der Steuerpolitik 

gilt  es  also  immer das Gesamtsystem  im Auge  zu behalten. Allerdings  sind  einzelne  Steuern 

oftmals schon  in  ihren Wirkungen so komplex, dass eine exakte Beschreibung der  induzierten 

Effekte  schwerfällt. Das gilt  insbesondere, wenn es um die Besteuerung von Vermögen geht. 

Hier  gibt  es  schon  erhebliche Probleme bei der  Festlegung der Bemessungsgrundlage. Diese 

Probleme  haben  letztlich  das  Bundesverfassungsgericht  dazu  veranlasst,  die  Besteuerung  so 

lange auszusetzen, bis bestimmte Anforderungen an eine bei verschiedenen Vermögensformen 

gleichmäßige Definition der Bemessungsgrundlage gelöst sind. Auch wenn nach den Vorschlä‐

gen von B‘90/Grünen vor der Wiederbelebung der Vermögensteuer zunächst zeitlich befristet 

eine Vermögensabgabe erhoben werden  soll,  so  sind  in den Wahlprogrammen der Oppositi‐

onsparteien keine Vorschläge zu finden, mit denen die vom Verfassungsgericht eingeforderten 

Anforderungen einer solchen Steuer oder Abgabe erfüllt werden könnten. Völlig unklar bleibt 

zum Beispiel im Programm der SPD, wie ihre Ankündigung umgesetzt werden soll, betriebliches 

Vermögen von der Wiederbelebung der Vermögensteuer auszunehmen. Ganz abgesehen von 

den hohen Erhebungs‐ und Befolgungskosten einer Vermögensteuer würden mit solchen Aus‐

nahmeregelungen gleich wieder Fragen einer gleichmäßigen Definition der Bemessungsgrund‐

lage relevant.  

Auch  bei  der  Besteuerung  von  Erbschaften  liegen  die  Vorstellungen  weit  auseinander. 

CDU/CSU und FDP eint die Vorstellung, trotz einiger Anpassungen die Belastung der Bürger und 

Unternehmen  nicht  zu  erhöhen.  Die  Oppositionsparteien  teilen  hingegen  die  Überzeugung, 

dass das Aufkommen aus der Erbschaftsteuer deutlich erhöht werden sollte. Nach den Vorstel‐

lungen  von B‘90/Grünen  soll das Aufkommen der  Erbschaftsteuer  sogar  verdoppelt werden, 

was nach dem aktuellen Aufkommen (des Jahres 2012) eine zusätzliche Belastung der Steuer‐

pflichtigen in Höhe von etwa 4 Mrd. € bedeuten würde. 

Alleine aufgrund der  in dieser Studie analysierten Vorstellungen der Parteien zur Gestaltung 

des Einkommensteuertarifs ergeben  sich erhebliche Unterschiede bei den Steuerbelastungen 
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und  somit beim Steueraufkommen: CDU/CSU und FDP wollen  im Falle einer erneuten Regie‐

rungsübernahme  durch  eine  Rechtsverschiebung  des  gesamten  Tarifs  die  Effekte  der  kalten 

Progression beseitigen und damit die Steuerpflichtigen  im Vergleich zur Status quo‐Belastung 

(durch den Tarif T2014) um rd. 3 Mrd. € entlasten. Die von den derzeitigen Oppositionsparteien 

vorgeschlagenen Tarifänderungen erhöhen hingegen die Einkommensteuerbelastung  für Bür‐

ger  und  Unternehmen  deutlich,  bei  der  SPD  um  5,2 Mrd. €,  bei  B‘90/Grünen  um  knapp 

5,4 Mrd. € und bei der Partei Die Linke um sogar 16,4 Mrd. €. 

Abgesehen von unterschiedlichen Vorstellungen zu den Wirkungen von Steuern auf das Ver‐

halten der Steuerpflichtigen und den damit verbundenen Konsequenzen für die wirtschaftliche 

Entwicklung Deutschlands  stehen hinter den  in dieser Studie analysierten Vorstellungen  zum 

Einkommensteuertarif unterschiedliche Wertvorstellungen zu einer gerechten Verteilung von 

Steuerlasten bzw. allgemeiner von Lasten, die durch die Finanzierung von staatlichen Aufgaben 

entstehen. Die Parteien haben  in  ihren aktuellen Wahlprogrammen noch einmal verdeutlicht, 

dass  sie  die  Aufgaben  des  Staates  sehr  unterschiedlich  definieren, woraus  sich  naturgemäß 

auch ein unterschiedlich hoher Finanzbedarf  für die öffentlichen Haushalte ergibt. Diese Vor‐

stellungen und die in den Programmen für verschiedene Politikfelder konkretisierten Maßnah‐

men können natürlich  im Rahmen dieser Studie nicht bewertet werden. Allerdings kann ange‐

merkt werden, dass die Rechtfertigung von Steuererhöhungen mit dem Argument einer unzu‐

reichenden  finanziellen Ausstattung der öffentlichen Haushalte nur schwer überzeugen kann, 

wenn  sich  die  Steuereinnahmen  aufgrund  der  guten wirtschaftlichen  Entwicklung  so  positiv 

entwickeln wie seit 2010 und wenn die Erwartungen für einen weiteren deutlichen Anstieg der 

Steuereinnahmen in den kommenden Jahren stabil sind.13 

6  Zusammenfassung und Fazit 

Die Steuerpolitik gehört zu den zentralen Politikfeldern und wird wie schon bei den vorange‐

gangenen Bundestagswahlen bereits Monate vor dem Wahltermin Ende September kontrovers 

diskutiert. Der staatliche Zugriff auf das Einkommen  (oder das Vermögen) der Bürger berührt 

unmittelbar die materielle Lage der Bürger und die durch die Besteuerung entstehende Belas‐

tung der Bürger berührt unmittelbar deren Gerechtigkeitsvorstellungen. Bei der Einkommen‐

steuer geht es dabei auch immer um den Vergleich der eigenen Belastung mit den Belastungen 

der anderen Steuerpflichtigen. Im Grunde zeugt es von einer hohen Qualität des Wettbewerbs 

der Parteien, dass es hierzu  in den Wahlprogrammen klar  zu unterscheidende Vorstellungen 

gibt. Insofern kann man aus Sicht der Wähler nur für die konkreten Vorschläge in Bezug auf den 

Einkommensteuertarif dankbar  sein, die die Parteien  in  ihren Wahlprogrammen oder  in  ver‐

gleichbaren Positionierungen formuliert haben.  Insbesondere  ist hervorzuheben, dass sich die 

unterschiedlichen  Gerechtigkeitsvorstellungen  deutlich  in  den  jeweiligen  Vorstellungen  zur 

Gestaltung des Einkommensteuertarifs wiederfinden. 

Zwar hängt die Belastung durch die Einkommensteuer bekanntlich ebenso stark von der Be‐

messungsgrundlage  ab wie  vom  Tarifverlauf, mit  dem  festgelegt wird, wie  hoch  die  Steuer‐

schuld bei  jeweils konkret realisiertem zu versteuerndem Einkommen sein soll. Weil  in dieser 

Studie  keine Bewertung der  leider oftmals wenig  konkret  ausformulierten Vorstellungen  zur 

Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer möglich  ist, kann mit der Konzentration auf die 

Wirkungen von Tarifänderungen auch nur ein Teil der Belastungsunterschiede herausgearbeitet 

werden. Bei den unterschiedlichen Vorstellungen zum Tarifverlauf der Einkommensteuer mani‐

                                                            

13 Arbeitskreis Steuerschätzungen (2013), PK vom 8.5.2013. 
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festieren sich aber die Gerechtigkeitsvorstellungen der Parteien umso deutlicher. CDU/CSU und 

FDP kündigen mit dem Abbau der kalten Progression eine (weitere) Verminderung der Steuer‐

belastung an, die sich aus einer ordnungspolitischen Sicht gut begründen lässt. Demnach sollte 

der Staat nicht davon profitieren, dass alleine  inflationsbedingt die Bemessungsgrundlage der 

Einkommensteuer  steigt und damit über den progressiv ausgestalteten Tarif die Belastungen 

der  Steuerpflichtigen  und  somit  zugleich  die  Steuereinnahmen  des  Staates  steigen.  Wenn 

schon kein automatischer Ausgleich des Effektes der kalten Progression durch eine Indexierung 

des Tarifs mit den Inflationsraten vorgenommen wird, sollte der Tarif wenigsten von Zeit zu Zeit 

von der Politik angepasst werden. Dies hat  in der Vergangenheit mit den durchgeführten Ta‐

rifreformen auch durchaus funktioniert. 

Anders als die derzeitigen Regierungsparteien wollen die Oppositionsparteien des aktuellen 

Bundestags die Einnahmen aus der Einkommensteuer erhöhen und zugleich die Verteilung der 

Steuerbelastung  zu Ungunsten der  Steuerpflichtigen mit höherem  Einkommen  verändern.  In 

Bezug auf das Volumen der zusätzlich alleine aufgrund von Tarifänderungen aus der Einkom‐

mensteuer angestrebten Steuereinnahmen  liegen die Vorschläge der SPD (mit einer Zunahme 

von 5,2 Mrd. €) und von B‘90/Grünen  (mit einer Zunahme von 5,4 Mrd. €) nahe beieinander. 

Nach den Vorstellungen der Partei Die Linke  soll das Aufkommen durch Tarifänderungen bei 

der Einkommensteuer  sogar um 16,4 Mrd. €  steigen. Die Belastungen  tragen bei diesen Vor‐

schlägen weitestgehend die  Steuerpflichtigen, die  zu den  10% der  Steuerpflichtigen mit den 

höchsten zu versteuernden Einkommen zählen. Die angestrebten Änderungen bei der Vertei‐

lung der Steuerlast sind nach ökonomischen Kriterien ohne eine Festlegung auf Wert‐ und Ge‐

rechtigkeitsvorstellungen nicht zu bewerten. 

Ökonomen  haben  es  sich  zur Aufgabe  gemacht  herauszuarbeiten, welche  Zusammenhänge 

zwischen den zu Beginn der Studie genannten konfligierenden Anforderungen an einen Steu‐

ertarif bestehen. Empirisch gut belegt ist ein negativer Zusammenhang zwischen einem hohen 

Maß an staatlicher Umverteilung über die Einkommensteuer und einer weitgehenden Neutrali‐

tät der Einkommensteuer. Je stärker die Belastung der die Umverteilung finanzierenden Steu‐

erpflichtigen mit hohen Einkünften ausgestaltet wird, desto eher hemmt es wegen der negati‐

ven Anreizeffekte die steuergenerierenden Aktivitäten.  Jede höhere Grenzbelastung reduziert 

die erzielbaren Nettoeinkünfte und beeinflusst deshalb potenziell das Verhalten eines Steuer‐

pflichtigen. Aus Sicht einer Partei liegt die Kunst in der Festlegung der Einkommensteuerbelas‐

tung – und als Teil davon der Ausgestaltung des Steuertarifs – im optimalen Austarieren zwi‐

schen  der Umsetzung  der  gewünschten Verteilung  der  Steuerbelastung  und  einer möglichst 

geringen Beeinträchtigung von Entscheidungen der Steuerpflichtigen und damit der wirtschaft‐

lichen Entwicklung. Es kann aber darauf hingewiesen werden, dass die Pläne der Oppositions‐

parteien zusätzliche Belastungen von Steuerpflichtigen zur Folge haben, die durchaus die wirt‐

schaftliche  Entwicklung  negativ  beeinflussen  können.  Insbesondere  der  in  Deutschland  ver‐

gleichsweise hohe Anteil  von einkommensteuerpflichtigen Privatunternehmen an den Unter‐

nehmen  insgesamt  zeigt,  dass  eine  Belastung  „lediglich  von  Besserverdienenden“  (oder  von 

„Top‐Verdienern“) eine erhebliche negative Beeinträchtigung der wirtschaftlichen Entwicklung 

zur Folge haben kann.  

Wenn zum Beispiel SPD und B‘90/Grüne die von ihnen angestrebten Steuererhöhungen „mo‐

derat“ oder „maßvoll“ nennen und sie diese für eine Umsetzung einer aus ihrer Sicht „gerech‐

ten“ Verteilung der Lasten als notwendig erachten, kann dies kaum nach objektiven Kriterien 

kritisiert werden. Festhalten kann man lediglich, dass die Steuererhöhungen ein hohes Potenzi‐

al  in  sich bergen, die  in den  zurückliegenden  Jahren durch verschiedene Reformen erreichte 

Verbesserung der  internationalen Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Steuersystems wieder 
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rückgängig zu machen. Ziel der hier vorgelegten Studie ist es, Aufkommens‐ und Verteilungsef‐

fekte der Reformvorschläge zu quantifizieren und damit eine bessere Grundlage zur Bewertung 

der Wahlprogramme zu schaffen.  

Wenig überzeugend  ist die  in den Programmen der Oppositionsparteien verwendete Recht‐

fertigung  für  Steuererhöhungen,  die  den  Staat  nur mit  zusätzlichen  Einnahmen  in  die  Lage 

versetzt sehen, in ausreichendem Maße wichtige Investitionen in Bildung, in Infrastruktur oder 

in andere „zukunftsrelevante“ Bereiche zu tätigen. Wie bereits dargelegt hat Deutschland aus 

unserer Sicht aktuell und auch in den kommenden Jahren – eine stabile wirtschaftliche Entwick‐

lung vorausgesetzt – kein Einnahmeproblem.14 Es gilt vielmehr bei den Ausgaben die richtigen 

Prioritäten zu setzen, was durchaus auch mit einschließen können sollte, den Schwächsten  in 

unserer Gesellschaft  „bessere Möglichkeiten  zur  Teilhabe“  (B‘90/Grüne)  zu  bieten. Auch  bei 

hohen Investitionen in die genannten Bereiche sollten die Einnahmen ausreichen, um die Kon‐

solidierung der öffentlichen Haushalte weiter vorantreiben zu können. Voraussetzung dafür ist 

aber eine solide Haushaltsführung auf allen Ebenen des Staates, die insbesondere alle Einspar‐

möglichkeiten in den öffentlichen Verwaltungen realisiert. 
   

                                                            

14 Für eine ausführliche Analyse der Lage des Staatshaushalts siehe Gemeinschaftsdiagnose, 2013. 
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